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AMTSBLATT 
der Evangelischen J(irche In Deutschland 
Heft 7, Jahrgang 1988 Ausgegeben: Hannover, den 15. Juli 1988 

A. Evangelische Kirche in Deutschland 

Nr. 85* Vereinbarung zwischen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD) vertreten durch 
den Rat der EKD und dem Ev.-luth. Missions­
werk in Niedersachsen (ELM) vertreten durch 
Pastor Dr. Reinhart Müller, Direktor 
Rechtsanwalt Klaus Welge, Geschäftsführer 
über personelle Zusammenarbeit (»Verwal­
tungsabkommen«). 

Vom 22./23. Juni 1988. 

Entsprechend seiner Satzung trägt das Ev.-luth. Mis­
sionswerk in Niedersachsen (ELM) als gemeinsame Ein­
richtung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, der 
Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig und der Ev.-Luth. 
Landeskirche Schaumburg-Lippe Verantwortung für die 
Erfüllung des der Kirche gegebenen missionarischen 
Auftrags. In dieser Verantwortung führt es die missiona­
rischen Aufgaben, wie sie bisher von der Missionsanstalt 
Hermannsburg und der Ev.-luth. Mi~sion (Leipziger Mis­
sion) zu Erlangen e. V. wahrgenommen worden sind, fort 
und nimmt die ihm nach Maßgabe kirchlichen Rechts 
übertragenen missionarischen Aufgaben der Landeskir­
chen wahr. Der Dienst der Missionsanstalt Hermannsburg 
schloß schon in der Vergangenheit auch die Entsendung 
missionarisch ausgebildeter Pastoren in Partnerkirchen 
und -gemeinden der EKD nach den Bestimmungen des 

· »Kirchengesetzes über das Verhältnis der Ev. Kirche in 
Deutschland und ihrer Gliedkirchen zu evangelischen Kir­
chengemeinschaften und Gemeinden, Pfarrern und Ge­
meindegliedern deutscher Herkunft außerhalb Deutsch­
lands« vom 18. März 1954 (im folgenden» Auslandsgesetz 
der EKD« genannt) ein. 

In Ausübung· der ihnen gemeinsamen ökumenisch­
missionarischen Verantwortung wollen die Vereinbarungs­
partner weiterhin nach Maßgabe der folgenden Verein­
barung (sog. »Verwaltungsabkommen«) durch möglichst 
intensive Zusammenarbeit zur gegenseitigen Förderung 
ihrer Arbeit beitragen. 

§ 1 

Das ELM wird durch Vermittlung des Kirchenamtes der 
Ev. Kirche in Deutschland (im folgenden KA der EKD 
genannt) auch weiterhin im Rahmen. seiner jeweiligen 
Möglichkeiten auf Ansuchen ausländischer Partner die in 
v.ertraglicher Verbindung zur EKD stehen, geeignete Mis­
swnare . oder andere missionarische Mitarbeiter nach 
näherer Maßgabe der bestehenden Vereinbarung zwischen 
dem ELM- handelnd für die das ELM tragenden Landes­
kirchen - und der ausländischen Partnerkirche für den 
kirchlichen Dienst im Ausland freistellen. 

§ 2 

(1) In Wahrnehmung seiner satzungsgemäßen Aufga­
ben, missionarische Mitarbeiter auszubilden, fortzubilden 
und auszusenden, unterhält das ELM das Missionsseminar. 
Das Missionsseminar bildet für den missionarischen Dienst 
in Übersee und im Missionswerk aus. 

(2) DasKAder EKD erklärt sich bereit, im Zusammen­
wirken mit ausländischen Partnerkirchen und -gemeinden 
geeignete Stellen für die Ausbildung der Missionsvikare 
im Ausland (sog. Auslandsvikariat) zu suchen und dem 
ELM zu benennen. 

(3) Für die Fälle der Durchführung voll Auslandsvikaria­
ten für Missionsvikare des ELM im Bereich der der 
EKD verbundenen ausländischen Kirchen oder Gemein­
den vereinbaren die Partner, daß i. d. R. die Kosten der 
Ausreise und Rückkehr des Missionsvikars von dem KA 
der EKD, die am Ausbildungsort anfallenden Sachkosten 
vom ausländischen Partner und die laufenden Unterhalts­
kosten (insbes. Unterhaltsbeihilfen, Krankenbeihilfen etc.) 
während der Ausbildung im Ausland vom ELM getragen 
werden. 

§ 3 

(1) Mitarbeiter des ELM, die sich zum Dienst in einer 
der EKD verbundenen ausländischen Kirche oder Kir­
chengemeinde bewerben,· richten ihre Meldung auf dem 
Dienstweg an den Missionsvorstand des ELM, der nach 
Genehmigung der Beurlaubung die Unterlagen unverzüg­
lich an das KA der EKD weiterleitet. 

(2) Die Meldung nach Abs. 1 wird auch Missionsvikaren 
gestattet. Die Genehmigung der Beurlaubung erfolgt in 
diesen Fällen vorbehaltlich der erfolgreichen Ablegung 
der 2. theol. Prüfung. 

(3) Nach bestandener 2. theol. Prüfung im ELM soll der 
Bewerber nach Abs. 1 i. d. R. vor der Entsendung in den 
Dienst einer ausländischen Partnerkirche/Gemeinde 
durch Vermittlung des ELM in das kirchliche Dienstver­
hältnis einer der das ELM tragenden Landeskirchen über­
nommen und zugleich für den Dienst im ELM freigestellt 
werden. 

§ 4 

(1) Organisation: und die Kos'ten für eine im Einzelfall 
erforderliche besöndere Vorbereitung (insbes. Sprachaus­
bildung oder besondere Vorbereitungskurse) für den 
Dienst in einer der EKD verbundenen ausländischen 
Kirche bzw. Kirchengemeinde werden vom KA nach Ab­
stimmung mit dem ELM und dem ausländischen Partner 
verantwortet und getragen. 
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(2) Das ELM trägt nach näherer Abstimmung mit dem 
KA der EKD während der Vorbereitungszeit die unmit­
telbaren Personalkosten für den zu entsendenden Mit­
arbeiter, soweit nicht die Landeskirche, in deren Grund­
dienstverhältnis er steht, dafür aufkommt. 

§ 5 

(1) Bezüglich der Entsendung eines im Grunddienstver­
hältnis einer der das ELM tragenden Landeskirchen oder 
des ELM stehenden Missionars oder missionarischen Mit­
arbeiters in den Dienst einer der EKD vertraglich ver­
bundenen ausländischen Kirche oder Kirchengemeinde 
vereinbaren die Partner, daß hinsichtlich der Regelung der 
Beziehungen zu der ausländischen Kirche bzw. -gemeinde 
und der Zusammenarbeit mit dieser i. d. R. vor der Ent­
sendung entweder für den Einzelfall oder - im Falle von 
mehreren Entsendungen - generell eine Entsendungsver­
einbarung abgeschlossen wird. 

(2) Die nach dieser Vereinbarung entsandten Missionare 
oder, missionarischen Mitarbeiter, die im Grunddienstver­
hältnis des ELM oder einer der es tragenden Landeskir­
chen stehen, aber von dieser für den Dienst im ELM frei­
gestellt sind, werden für die Dauer des Einsatzes in der 
ausländischen Kirche/Gemeinde vom ELM beurlaubt. 

§ 6 

(1) Hinsichtlich der Rechtsverhältnisse der nach dieser 
Vereinbarung entsandten Missionare und anderer missio­
narischer Mitarbeiter vereinbaren die Partner, daß die Be­
stimmungen der §§ 12 bis 24 des Auslandsgesetzes der 
EKD vom 18. März 1954 gern.§§ 25 und 26 dieses Geset­
zes nach Maßgabe von Abs. 2 Anwendung finden, sofern 
nicht in der gern. § 6 erwähnten Entsendungsvereinbarung . 
für den Einzelfall etwas anderes festgelegt ist. 

(2) Über den Vollzug der in Abs. 1 genannten Bestim­
mungen des Auslandsgesetzes der EKD wird hinsichtlich 
der im Grunddienstverhältnis des ELM oder einer der es 
tragenden Landeskir<;hen stehenden und über das KA zu 
entsendenden Missionare und missionarischen Mitarbeiter 
folgendes vereinbart: 

a) Die gottesdienstliche Aussendung des Missionars oder 
missionarischen Mitarbeiters in eine der EKD vertrag­
lich verbundene ausli!ndische Kirche oder Kirchenge­
meinde wird nach vorheriger Abstimmung zwischen 
den Partnern vom ELM oder dem KAder EKD durch­
geführt. 

b) Zu § 13 Abs. 2 Auslandsgesetz: Bei einer Entsendung 
auf Zeit ist die Dauer des Dienstes festzulegen. 

c) Zu § 15 Auslandsgesetz: Die EKD erstattet während 
der Dauer der Entsendung des Missionars in die aus­
ländische Partnerkirche/Gemeinde anfallende Kosten 
für die Fortführung der Ruhestands- und Hinterblie­
benenversorgung der betr. Landeskirche, in dessen 
Grunddienstverhältnis er steht, bzw. dem ELM. Die 
Versorgungsanwartschaft wird bei einem im Grund­
dienstverhältnis einer der das ELM tragenden Landes­
kirchen stehenden Pfarrer bei der Norddeutschen 
Kirchlichen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchen­
beamte (NKVK) und bei einem im Grunddienstver­
hältnis des ELM stehenden Mitarbeiter bei der Nieder­
sächsischen Versorgungskasse (NVK) geführt. 

d) Zu § 20 Auslandsgesetz: Soweit nicht in den gern. § 6 
abzuschließenden Entsendungsvereinbarungen bezgl. 
der Zuständigkeit in Disziplinarangelegenheiten etwas 
anderes festgelegt ist, steht bei einem im Grunddienst­
verhältnis des ELM stehenden Missionar die arbeits'­
vertraglich geregelte Befugnis dem ELM zu. 

e) Zu § 12 Auslandsgesetz: In dem dem Mitarbeiter zu­
stehenden Deutschlandurlaub hat dieser die Verpflich­
tung, an dienstlichen Veranstaltungen des KAder EKD 
teilzunehmen und - auf Anforderung des ELM - im 
Bereich des Gemeindedienstes des ELM mitzuwirken. 
Die Abwicklung des Deutschlandurlaubs wird recht­
zeitig vor Antritt nach näherer Absprache zwischen 
der Partnerkirche, dem Mitarbeiter, dem KA der EKD 
und dem ELM von letzterem festgelegt. 

f) Bei Personalentscheidungen, die der Rat oder das KA 
der EKD nach dem Auslandsgesetz zu treffen haben, 
berücksichtigen diese die besondere Art der Dienst­
gemeinschaft der im Dienst des ELM stehenden Mit­
arbeiter. Diese Entscheidungen werden deshalb im 
Benehmen mit dem Missionsvorstand des ELM 
getroffen. 

g) · Wenn das ELM über die personelle Zusammenarbeit 
(Entsendung von Mitarbeitern) hinaus mit dem betref­
fenden ausländischen Partner Verbindung sucht, um 
dessen Dienst zu fördern bzw. bestimmte Projekte zu 
übernehmen, geschieht dies im Benehmen mit dem KA 
derEKD. 

§ 7 

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 
1. Juni 1988 in Kraft und gilt zunächst für die Dauer von 
zehn Jahren. 

(2) Jeder VereinbarungspartTier kann diese Vereinba­
rung aus wichtigem Grunde vor Abtauf der nach Abs. 1 
vereinbarten Vertragsdauer kündigen. Die Kündigung 
kann unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Mona­
ten nur jeweils zum Ende eines Kalenderjahres ausgespro­
chen werden. 

(3) Im Falle einer Kündigung werden die Vertragspart­
ner alsbald in erneute Verhandlungen über den Abschluß 
einer den dann vorhandenen tatsächlichen und rechtlichen · 
Verhältnissen entsprechenden neuen Vereinbarung eintre­
ten. 

§ 8 

Diese Vereinbarung gilt nur für den Bereich Latein­
amerika. 

Hannover, den 23. Juni 1988 

Evangelische Kirche in Deutschland 
Vorsitzender des Rates 

Dr. Kruse 

Der Präsident des Kirchenamtes 

Hammer 

Der Leiter der Hauptabteilung 111 
des Kirchenamtes 

D. Dr. Held 

Hermannsburg, den 22. Juni 1988 

Ey.-luth. Missionswerk 
in Niedersachsen 

Dr. R. Müller K. Welge 
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B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

C. Aus den Gliedkirchen 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 

Nr.86 Kirchengesetz zur Änderung des Religionspäd· 
agogengesetzes (ReiPädG). 

Vom 27. Apri11988. (KABI. S. 101) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

Das Kirchengesetz über die Ausbildung und Rechtsver­
hältnisse der Religionspädagogen (Religionspädagogenge­
setz - RelPädG) vom 23. April 1976 (KABI. S. 89), geän­
dert durch Kirchengesetz vom 3. Dezember 1980 (KABI. 
S. 291 ), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Kirchengesetzes erhält folgende 
Fassung: 

»Kirchengesetz über die Ausbildung und die Rechts­
verhältnisse der Religionspädagoginnen und Reli­
gionspädagogen (RelPädG)« 

2. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»(1) Nach diesem Gesetz ausgebildete Religionspä­
dagoginnen und Religionspädagogen (Religionspäda­
gogen) können in den Dienst der Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche in Bayern aufgenommen werden.« 

3. § 2 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte »Religionspädagogen 
(grad.)« durch die Worte »Diplom-Religionspäda­
gogen (FH)« ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Worte »Graduierung zum Re­
ligionspädagogen (grad.)« durch die Worte »Diplo­
mierung zum Diplom-Religionspädagogen (FH)« 
ersetzt. 

4. In§ 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

»Ihre Rechtsverhältnisse bestimmen sich nach dem 
Kirchenbeamtengesetz, soweit durch dieses Gesetz 
oder die zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen 
Verordnungen nicht anderes bestimmt wird .. « 

5. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird.in die Absätze 2 und 3 aufgeteilt, sie 
erhalten folgende Fassung: 

»(2) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre 
und endet jeweils am 31. August. Er kann bei An­
erkennung förderlicher Tätigkeiten höchstens um 
ein Jahr verkürzt und bei Nichterreichung des Zie­
les des Vorbereitungsdienstes einmalig um ein Jahr 
verlängert werden. Das Nähere wird in einer Ver­
ordnung geregelt. 

(3) Der Vorbereitungsdienst wird sowohl im 
Religionsunterricht als auch in der kirchlichen Bil­
dungsarbeit/Gemeindepädagogik abgeleistet. Er 
schließt mit der Anstellungsprüfung ab.« 

b) Die Absätze 3 bis 5 werden Absätze 4 bis 6 . 

6. Nach§ 7 werden folgende Abschnittsüberschrift und 
folgende Bestimmungen eingefügt: 

»4. Pflichtstundenmaß, Besoldung und sonstige Be­
züge für Religionspädagogen im Kirchenbeamten­
verhältnis 

§ 7 a 

Pflichtstundenmaß 

Das für die Religionspädagogen geltende 
Pflichtstundenmaß sowie die Voraussetzungen 
und der Umfang von Anrechnungen auf die Un­
terrichtspflichtzeit werden durch Verordnung fest­
gesetzt. 

§ 7b 

Besoldung und sonstige Bezüge 

(1) · Religionspädagogen im Vorbereitungs­
dienst erhalten Anwärterbezüge, Unterrichtsver­
gütung und Mietzuschuß nach Maßgabe einer Ver­
ordnung. 

(2) Die Besoldung der Religionspädagogen im 
Kirchenbeamtenverhältnis richtet sich gemäß § 1 
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Kirchenbeamtenbesoldungsgesetz nach den Be- 10. § 10 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
stimmungen für die Beamten des Freistaats Bay-
ern. Die Religionspädagogen werden der Lauf-
bahn des gehobenen Dienstes zugeordnet. EiD­
gangsgruppe ist die Besoldungsgruppe A 10, für · 11. 
Religionspädagogen ohne abgeschlossenes Fach­
hochschulstudium die Besoldungsgruppe A 9. Re­
ligionspädagogen der Besoldungsgruppen A 9 bis 

»Der Religionspädagoge hat dem Religionsunterricht 
denjeweils geltenden Lehrplan zugrunde zu legen.<< 

§ 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

· »(3) Für die Religionspädagogen im mittelbaren 
Dienst gelten § 7 Abs. 1, §§ 8 und 9 Satz 1 dieses Ge­
setzes, §§ 40, 44, 46 und 4 7 des Kirchenbeamtenge­
setzes und §§ 9 und 10 des Kirchengesetzes über das 
Lehrverfahren gegen Amtsträger der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern sinngemäß.« 

A 11 erhalten eine ruhegehaltfähige Stellenzulage 
gemäß Vorbemerkung Nr. 27 Abs. 1 Buchst. c zur 
Besoldungsordnung A. 

(3) Die Religionspädagogen erhalten für die 12. 
über das Pflichtstundenmaß hinausgehenden Un­
terrichtsstunden Mehrarbeitsvergütung sowie ·bei 
Dienst an mehr als zwei Schulen Pauschalvergü-

§ 11 Abs. 7 Satz 2, 2. Halbsatz lautet wie folgt: 

»die §§ 60 und 71 des Kirchenbeamtengesetzes finden 
entsprechende Anwendung.<< 

tung. Das Nähere wird durch Verordnung gere- 13. In § 13 Abs. 1 werden die Worte »graduierten Reli­
gionspädagogen<< durch die Worte »Diplom-Religions­
pädagogen (FH)<< ersetzt. 7. 

gelt.« 

Die bisherigen Abschnitte 4 und 5 werden Abschnitte 
5 und 6. 

8. § 9 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Der Religionspädagoge ist gehalten, seinen Dienst 
nach dem Evangelium von Jesus Christus, wie es in 
der Heiligen Schrift des Alten und Neuen Testamentes 
gegeben und in dem Bekenntnis der evangelisch-luthe­
rischen Kirche bezeugt ist, auszurichten.« 

9. In§ 9 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 angefügt: 

»Der Religionspädagoge legt als Kirchenbeamter (§ 41 
Kirchenbeamtengesetz) folgendes Gelöbnis ab: 

>Ich gelobe, den mir anvertrauten Dienst nach dem 
Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen 
Schrift des Alten und des Neuen Testaments gegeben 
und in dem Bekenntnis der evangelisch-lutherischen 
Kirche bezeugt ist, auszurichten, meinen Dienst nach 
den kirchlichen Ordnungen zu 'erfüllen, Verschwiegen­
heit zu wahren und mein Leben so zu führen, wie es 
meinem Auftrag entspricht.«< 

§ 2 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. September 1988 in 
Kraft. 

(2) Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, dieses Kir­
chengesetz mit neuer Paragraphenfolge neu bekanntzuma­
chen sowie redaktionelle Unstimmigkeiten zu beseitigen. 

(3) Das Landeskirchenrup.t wird weiter ermächtigt, Ver­
weisungen in anderen Kirchengesetzen zu berichtigen, wenn 
Verweisungen auf dieses Kirchengesetz durch Änderung der 
Vorschriften oder der Paragraphenfolge unrichtig geworden 
sind. 

München, den27.April1988 

Der Landesbischof 

D. Dr. Hanselmann 

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers 

Nr.87 Richtlinien für die Zahlung von Entschädigungen 
bei Vortragstätigkeit. 

Vom 29. März 1988. (KABL S. 55) 

I. 

Für die Zahlung von Entschädigungen bei Vortragstätig­
keit gelten folgende Richtlinien: 

1. Für einen Vortrag, der auf einer von der Landeskirche 
oder einer Körperschaft oder Einrichtung der Landes­
kirche durchgefü~en Veranstaltung von einem im 
Dienst der Landeskirche, ihrer Gliederungen oder Ein­
richtungen stehenden Pastor o~er von einem anderen 
hauptberuflich tätigen Mitarbeiter im Zusammenhang 
mit seinen dienstlichen Aufgaben (Nr. 4) gehalten wird, 
darf außer der nach den reisekostenrechtlichen Bestim­
mungen zustehenden Reisekostenvergütung keine wei­
tere Entschädigung gezahlt werden. Die Reise zum Ort 
der Veranstaltung und die Rückreise sind für den Pastor 
oder Mitarbeiter eine Dienstreise. 

2. Steht eine Vortragstätigkeit nach Nr. 1 nicht im Zusam­
menhang mit den dienstlichen Aufgaben, so kann neben 
Reisekostenentschädigung ein Honorar bis zu 75 DM 
gezahlt werden. Soll in einem Ausnahmefall ein höherer 
Betrag gezahlt werden, so ist vorher die Zustimmung der 
nächsthöheren Aufsichtsbehörde einzuholen. 

3. Für einen Vortrag, der auf einer kirchlichen Veranstal­
tung im Sinne der Nr. 1 von einer nicht im Dienst der 
Landeskirche, ihrer Gliederungen oder Einrichtungen 
stehenden Person gehalten wird, kann neben Reiseko­
stenentschädigung ein Honorar bis zur Höhe von 
150 DM gezahlt werden. Soll in einem Ausnahmefall ein 
höherer Betrag gezahlt werden, so ist vorher die Zustim­
mung der nächs~öheren Aufsichtsbehörde einzuholen. 

4. Ein Zusammenhang mit den dienstlichen Aufgaben ist in 
der Regel insbesondere dann anzunehmen, wenn 

a) ein Pastor oder ein anderer hauptberuflich in einer 
Kirchengemeinde, einem Gesamtverband oder ei­
nem Kirchenkreis tätiger"Mitarbeiter innerhalb sei­
nes Kirchenkreises oder Gesamtverbandes und der 

• 

• 
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angrenzenden Kirchenkreise (auch dann, wenn es 
sich um einen Kirchenkreis der Ev.-Luth. Kirche in 
Oldenburg oder eine Propstei der Ev.-luth. Landes­
kirche in Braunschweig handelt), ein in einer Kir­
chengemeinde oder einem Kirchenkreis des Stadt­
kirchenverbandes Hannover tätiger Pastor oder Mit­
arbeiter innerhalb des Stadtkirchenverbandes und 
der · an diesen angrenzenden Kirchenkreise einen 
Vortrag hält, 

b) ein Pastor oder ein anderer hauptberuflicher Mitar­
beiter, der auf Sprengelebene (einseht. der Region) 
oder der Ebene der Landeskirche tätig ist, innerhalb 
dieses Bereiches einen Vortrag hält. 

5. Für Vorträge im Rahmen der Aus-, Fort- und Weiterbil­
dung in den landeskirchlichen Instituten und für Vor­
träge in der Evangelischen Akademie Loccum gelten die 
in der Anlage* aufgeführten Regelungen. 

Hierbei ist folgendes zu beachten: 

a) Die Zahlung von Honoraren nach Maßgabe der An­
lage ist nur im Rahmen der )lierfür im Haushaltsplan 
zur Verfügung stehenden Mittel unter Berücksichti­
gung der LeistungenDritter zulässig. 

b) Neben dem Honorar darf außer der nach den reise­
kostenrechtlichen Bestimmungen zustehenden Rei-

* hier nicht abgedruckt. 

sekostenvergütung keine weitere Entschädigung ge­
zahlt werden. 

c) Bei den Honoraren handelt es sich um Höchstsätze, 
die in der Regel nicht überschritten werden dürfen. 
Sollte in Ausnahmefällen eine Überschreitung not­
wendig sein, so ist vorher die Zustimmung des Lan­
deskirchenamtes oder der von ihm beauftragten 
Stelle einzuholen. 

d) Für die Entscheidung der Frage, ob eine Leistung im 
Sinne der Nr.1 Buchst. a oder b der Anlage vorliegt, 
gilt Nr. 4 entsprechend. 

II. 

Diese Richtlinien treten am 1. Mai 1988 in Kraft. Zum 
gleichen Zeitpunkt treten die V01;läufigen Richtl!nien für die 
Zahlung von Entschädigungen bei Vortragstätigkeit vom 
18. März 1975 (Kirchl. Amtsbl. S. 77) und die allgemeine 
Verfügung über die Zahlung von Honoraren für Vorträge im 
Rahmen der Aus-, Fort- und Weiterbildung vom 9. Oktober 
1980 (Kirchl. Amtsbl. S. 15 3) außer Kraft. 

Das Landeskirchenamt 

Dr. v. Vietinghoff 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

Nr.88 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengeset­
zes über das Kollegium für theologische Lehrge­
spräche. 

Vom 27. März 1988. (ABl. S. 69) 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau hat folgendes Kirchengesetz"beschlossen: 

§ 1 

Nach § 4 des Kirchengesetzes über das Kollegium für 
theologische Lehrgespräche vom 27. November 1979 (ABL 
1979 S. 233) wird folgender§ 4 a eingefügt: 

»§ 4 a 

Beurlaubung 

(1) Beschließt das Leitende Geistliche Amt, die An­
ordnung eines theologischen Lehrgesprächs zu prüfen, 
kann die Kirchenleitung den Betroffenen nach Anhö­
rung des zuständigen Kirchenvorstandes oder des sonst 
gemäß § 3 Abs. 2 zuständigen Leitungsorgans sowie bei 
Pfarrern auch des Pfarrerausschusses für die Dauer der 
Prüfung, längstens jedoch für die Dauer von sechs Mo­
naten, unter Belassung seiner Dienstbezüge beurlauben, 
wenn es dafür ein dringendes kirchliches Erfordernis 
gibt. 

(2) Hat das Leitende Geistliche Amt das theologische 
Lehrgespräch angeordnet, kann die Kirchenleitung den 
Betroffenen bis zu einer Entscheidung nach § 18 Abs. 1 
und 2, längstens jedoch für die Dauer eines Jahres, unter 
Belassung seiner Dienstbezüge beurlauben.« 

§ 2 

Dieses Kirchengesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 

Frankfurt am Main, den27.März1988 

Nr.89 

Der Kirchensynodalvorstand 

Prof. Dr. Gärtner 

Präses 

,. 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenbeam­
tehbesoldungsgesetzes. 

Vom 27. März 1988. (ABL S. 69) 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau hat folgendes Kirchengesetz beschlossen: 
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Artikel I 

Das Kirchenbeamtenbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Oktober 1978 (ABI. 1978 S. 163), 
geändert durch das Kirchengesetz zur Änderung besol­
dungsrechtlicher Vorschriften vom 5. Dezember 1985 (ABI. 
1985, S. 216), wird wie folgt geändert: 

1. Nach§ 15 wird folgender§ 15 a eingefügt: 

»§ 15 a 

Die in § 9 und § 12 des Beamtenversorgungsgesetzes 
genannten Zeiten werden bei einer Versorgung aus ei­
nem vor dem 1. Januar 1966 begründeten Kirchenbeam­
tenverhältnis nur als ruhegehaltfähig berücksichtigt, so­
weit sich dadurch das Ruhegehalt erhöht.« 

2. In§ 21 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

»Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminderungen, 
die auf einem Versorgungsausgleich (§ 1587 b des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs) beruhen, sowie Rentenminde­
rungen aufgrund einer Ruhensregelung nach dem Hin­
terbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz vom 
11. Juli 1985 (BGB. I S. 1450) bleiben bei der Anrech­
nung unberücksichtigt.« 

3. § 25 erhält folgende Fassung: 

»§ 25 

Wird ein Kirchenbeamter oder Versorgungsberechtig­
ter oder einer ihrer Angehörigen körperlich verletzt 
oder getötet, so ist ein Schadensersatzanspruch, der die­
sen Personen irrfolge der Körperverletzung oder Tötung 
gegen einen Dritten zusteht, insoweit an den Dienstherrn 
abzutreten, als dieser während einer auf der Körperver­
letzung beruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder 
irrfolge der Körperverletzung oder der Tötun!l. zur Ge­
währung von Leistungen verpflichtet ist. Der Ubergang 
des Anspruchs kann nicht zum Nachteil des Verletzten 
oder der Hinterbliebenen geltend gemacht werden.« 

Artikel II 

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1986 in Kraft. Davon abweichend tritt Artikel I Nr. 1 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1984 in Kraft. 

Frankfurt a m Mai n, den 27. März 1988 

Der Kirchensynodalvorstand 

Prof. Dr. G ä r t n e r 

Präses 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 

Nr.90 Vierzehntes Kirchengesetz zur Änderung der 
Grundordnung der Evangelischen Kirche von 
Kurhessen-Waldeck. 

Vom 27. April1988. (KABl. S. 61) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhes­
sen-Waldeck hat am 27. April 1988 in Hofgeismar das fol-
gende Kirchengesetz beschlossen: · 

§ 1 

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche von Kur­
hessen-Waldeck vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19), zuletzt ge­
ändert durch das 13. Änderungsgesetz vom 16. April1985 
(KABL S. 54), wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel14 Absatz 2 wird als neuer Satz 2 eingefügt: 

»Inhaber der Rechte des geistlichen Standes können 
dem Kirchenvorstand nicht als gewähltes oder berufenes 
Mitglied angehören.« 

2. Artikel 28 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

»Ist der Vorsitzende ein Gemeindepfarrer, so wählt 
der Kirchenvorstand bei Beginn seiner Amtszeit für den 
Fall der vorübergehenden Verhinderung des Vorsitzen­
den ein gewähltes oder berufenes Mitglied zum Stellver­
treter. Hat der Kirchenvorstand ein gewähltes oder beru­
fenes Mitglied zum Vorsitzenden gewählt, ist der Ge­
meindepfarrer Stellvertreter; in einer Gemeinde mit 
mehreren Pfarrern ist Absatz 2 entsprechend anzuwen­
den.« 

3. Es wird ein neuer Artikel28 a eingefügt: 

»Die Führung der Geschäfte des Kirchenvorstandes 
obliegt dem Gemeindepfarrer, in einer Gemeinde mit 
mehreren Pfarrern dem nach Artikel 28 Absatz 2 zu­
ständigen Pfarrer. Der Kirchenvorstand kann die Füh­
rung der Geschäfte dem gewählten Vorsitzenden mit Zu­
stimmung des Kirchenkreisvorstandes übertragen.« 

4. In Artikel 29 Absatz 8 wird als neuer Satz 3 eingefügt: 

»In besonderen Fällen können sie Aufgaben des Vorsit­
zenden wahrnehmen, wenn ein Kirchengesetz dies vor­
sieht oder der Kirchenvorstand einverstanden ist.« 

§ 2 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Ver­
kündung in Kraft. 

(2) § 1 Nr. 1 ist von der nächsten Bildung des Kirchen­
vorstandes an anzuwenden. 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kassel, den 14. Mai 1988 

DerBis~;hof 

Dr. Jung 

• 
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Nr.91 Zweites Kirchengesetz zur Änderung des Kir­
chengesetzes über die Wahl und Berufung zum 
Kirchenvorstand (Wahlgesetz) vom -23. Mai 
1967. 

Vom 27. April1988. (KABL S. 61) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhes­
sen-Waldeck hat am 27. April 1988 in Hofgeismar das fol­
gende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Kirchengesetz über die Wahl und Berufung zum Kir­
chenvorstand (Wahlgesetz) vom 23. Mai 1967 (KABL 
S. 36), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz zur Ände­
rung des Kirchengesetzes über die Wahl und Berufung zum 
Kirchenvorstand vom 5. Mai 1976 (KABL S. 38), wird wie 
fo1gt geändert: 

1. In § 14 Abs. 9 wird Satz 3 gestrichen. 

2. § 20 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»Der Vorsitzende des Wahlvmstandes öffnet nach Be­
ginn der Wahlhandlung die Wahlbriefe, die ihm vom 
Vorsitzenden des Kirchenvorstandes übermittelt worden 
sind und die ihm während der Wahlhandlung ausgehän­
digt werden (§ 14). Er entnimmt den Wahlbriefen die 
Wahlscheine und die Stimrnzettelumschläge. Wenn der 
Schriftführer die Namen der Wähler im Wahlscheinver­
zeichnis und in der Wählerliste vermerkt hat, werden die 
Stimmzettelumschläge ungeöffnet in die Wahlurne ge­
legt.« 

3. § 22 Abs. 1 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 

»Der Wahlvorstand kann sich zur Auszählung der Stim­
men in mehrere Gruppen aufteilen, denen jeweils minde­
stens drei Mitglieder angehören müssen.« 

4. In § 26 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte »zweier Wo­
chen« durch die Worte »einer Woche« ersetzt. 

Artikeln 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kasse 1, den 14. Mai 1988 

Nr.92 

DerBischof 

Dr. Jung 

Kirchengesetz zur Ordnung des Amtes und der 
Berufung von Diakonen in der Evangelischen 
Kirche von Kurhessen-Waldeck. 

Vom 27. Aprill988. (KABL S. 62) 

§ 1 

Grundbestimmung 

(1) Der Diakon wirkt an der Erfüllung des Auftrags der 
Kirche mit. Er nimmt in Gemeinschaft mit den anderen 
Amtsträgem den diakomsehen Auftrag der Kirche in Sozial­
und Bildungsarbeit, in pflegerischen und erzieherischen Tä­
tigkeiten sowie in Verkündigung, Seelsorge. und Unterricht 
wahr. 

(2) Der Diakon ist in seinem Amt an die Präambel der 
Grundordnung der Evangelischen Kirche von Kurhessen­
Waldeck gebunden. 

§ 2 

Berufung 

(1) Der Diakon wird durch den Bischof in sein Amt beru­
fen. Der Bischof oder ein von ihm Beauftragter vollzieht die 
Berufung durch die Einsegnung in einem Gottesdienst. 

(2) Der Diakon erhält über die Berufung eine Urkunde. 

(3) Unbeschadet einer besonderen Berufsbezeichnung 
führen die Berufenen die Amtsbezeichnung »Diakon« oder 
»Diakonin«. 

§ 3 

Voraussetzungen der Berufung 

(1) Zum Diakon kann berufen werden, wer die nachfol­
genden Voraussetzungen erfüllt: 

1. Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche der EKD; 

2. abgeschlossene Ausbildung in einem Sozialberuf an ei­
ner staatlich anerkannten Ausbildungsstätte auf Fach­
schul-, Fachhochschul- oder Hochschulebene; 

3. abgeschlossene kirchlich-theologische Ausbildung an ei­
ner von der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Wai­
deck anerkannten kirchlichen Ausbildungsstätte; 

4. einjährige berufliche Bewährung in einer kirchlichen 
oder diakomsehen Tätigkeit; 

5. Abgabe einer Erklärung, seinen Dienst im Sinne der 
Grundbestimmung ausüben zu wollen. 

(2) Der Bischof kann von den Voraussetzungen des Ab­
satzes 1 Ziffer 2 insbesondere dann Ausnahmen zulassen, 
wenn der zu Berufende eine Ausbildung in Gemeinde- und 
Religionspädagogik an einer kirchlichen Fachhochschule ab­
geschlossen hat. 

§ 4 

Einführung 

Der Diakon wird bei Antritt eines Dienstes in einem Got­
tesdienst eingeführt. 

§ 5 

Mitwirkung im Gottesdienst 

Der Diakon wirkt im Rahmen der kirchlichen Ordnung 
aufgrund eines besonderen Auftrages im gottesdienstlichen 
Leben einer Kirchengemeinde mit. 

§ 6 

Gemeinschaft der Diakone 

Der Diakon soll einer der Gemeinschaften (Bruderschaf­
ten) angehören, die der Deutschen Diakonenschaft ange­
schlossen sind. Die Gemeinschaften dienen der geistlichen 
und beruflichen Förderung ihrer Mitglieder. Sie wirken bei 
der Vorbereitung der Einsegnung mit. Die Landeskirche un­
terstützt im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Gemeinschaf­
ten bei der Erfüllung-ihrer Aufgaben. 

§ 7 

Rücknahme der Berufung 

(1) Die Berufung wird zuriickgenommen, wenn der Dia­
kon 

a) auf seine Amtsbezeichnung verzichtet, 

b) nicht mehr Mitglied einer Gliedkirche der EKD ist, 
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c) seine Verpflichtungen nach diesem Kirchengesetz in gro­
ber Weise verletzt oder sonst in schwerwiegender Weise 
die Verantwortung mißachtet, die ihm aus dem Diako­
nenamt erwächst. 

(2) Feststellungen nach Absatz 1 trifft der Bischof. 

(3) Wird die Berufung zurückgenommen, so darf die 
Amtsbezeichnung »Diakon« oder »Diakonin« nicht mehr ge­
führt werden. Die Berufungsurkunde ist zurückzugeben. 

§ 8 

Anerkennung 
der Berufung in anderen Landeskirchen 

(1) Wer die Voraussetzungen des § 3 erfüllt und in einer 
anderen Gliedkirche der EKD eingesegnet worden ist, kann 
vom Bischof als Diakon anerkannt werden. 

(2) Für nach Absatz 1 anerkannte Diakone gelten die 
§§ 2 Absatz 2, 4 bis 7 entsprechend. 

§ 9 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

(1) Das Kirchengesetz über die Berufung zum Diakon 

vom 14. Mai 1975 (KABl. S. 59) tritt mit dem lokrafttreten 
dieses Kirchengesetzes außer Kraft. 

(2) Wer nach den bisherigen Ordnungen der Landeskir­
che zum Diakon berufen worden ist, ist Diakon im Sinne die­
ses Kirchengesetzes. Auf Antrag erhält er eine Berufungsur­
kunde. 

§ 10 
lokrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner. Verkün­
dung in Kraft. 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

K a s s e 1, den 14. Mai 1988 

DerBischof 

Dr. Jung 

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 

Nr.93 Tarifvertrag über Vorruhestand. 

Vom 28. März 1988. (GVOBL S. 71) 

Der Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungs­
träger Nordetbien (VKDA-NEK).hat mit den Mitarbeiteror­
ganisationen einen Tarifvertrag über den Eintritt in den Vor­
ruhestand geschlossen. Der Tarifvertrag trägt das Datum 
vom 28. März 1988 und ist mit Wirkung vom 1. Aprill988 
in Kraft gesetzt worden. 

Der Abschluß erfolgte (gesondert, aber mit jeweils glei­
chem Wortlaut) mit den im nachstehenden Abdruck aufge­
führten Organisationen (Anlage 1 ). 

Der VKDA-NEK hat bereits mit Rundschreiben Nr. 2/88 
und 3/88 vom 7. und 29. März 1988 Hinweise und Erläute­
rungen zur Durchführung des Tarifvertrages über den Ein­
tritt in den Vorruhestand gegeben (vgl. auch NEK-Mittei­
lung 1988 S. 78). Der VKDA wird in Kürze auch ein Muster 
für die vorgeschriebene »Vereinbarung« über den Eintritt in 
den Vorruhestand bekanntgeben. 

Der Wortlaut des Vorruhestandsgesetzes vom 13. April 
1984 (BGBl. I S. 601) wird auszugsweise als Anlage 2 abge­
druckt. 

Zwischen 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Grohmann. 

Tarifvertrag 
über den Eintritt in den Vorruhestand 

vom 28. März 1988 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstellungsträger Nordetbien (VKDA-NEK), 

vertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 

- einerseits -

und 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Ver­
kehr 
Bezirksverwaltungen Harnburg und Nordwest 

der Deutschen Angestellten Gewerkschaft 
Landesverbände Harnburg und Schleswig-Holstein 

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordetbien 

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk Nordmark 

- andererseits -

wird auf der Grundlage der Tarifverträge vom 5. November 
1979 für die unter den Geltungsbereich des Kirchlichen All­
gestelltentarifvertrages (KAT-NEK) oder des Kirchlichen 
Arbeitertarifvertrages (KArbT-NEK) fallenden Mitarbeiter 
folgendes vereinbart: 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter, die in einer rentenversicherungspflichtigen Beschäfti­
gung tätig sind und mit denen arbeitsvertraglich mindestens 
die Hälfte der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
vollbeschäftigter Mitarbeiterionen/Mitarbeiter als Arbeits­
zeit vereinbart WOJden ist. 

§ 2 

Vereinbarung über den Eintritt 
in den Vorruhestand 

· (1) Auf Antrag einer Mitarbeiterinleines Mitarbeiters 
kann zwischen dem Anstellungsträger und der Mitarbeite-

• 

• 
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rin!dem Mitarbeiter bis zum 31. Oktober 1988 vereinbart 
werden, daß sie/er zum Zweck des Eintritts in den Vorruhe­
stand aus dem Beschäftigungsverhältnis ausscheidet. 

(2) Einen Anspruch auf Abschluß einer Vereinbarung 
nach Absatz 1 haben Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter die in 
den letzten zehn Jahren ununterbrochen im Wechsel~chicht­
betrieb tätig waren oder ununterbrochen Nachtarbeit gelei­
stet haben. 

Unschädlich sind Unterbrechungen 

1. die insgesamt die Dauer von sechs Monaten nicht über­
schreiten, 

2. aufgrund von Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 37 
KAT /KArbT-NEK bis zu deren Dauer, 

3. durch Arbeitsbefreiungnach §52 KAT/KArbT-NEK. 

(3) Antragsberechtigt sind vor dem 1. Dezember 1930 
geborene Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter, die die Vorausset­
zungen des § 3 dieses Tarifvertrages erfüllen. 

-~4)_ Die ~ita~~eiter0JDer Mitarbeiter hat den Antrag 
moglichst fruhze1tlg, spatestens drei Monate vor dem beab­
sichtigen Zeitpunkt des Ausscheidens schriftlich zu stellen. 
Der Antrag soll den Termin enthalten, zu dem der Eintritt in 
den Vorruhestand beabsichtigt ist. 

( 5) Der Eintritt in den Vorruhestand darf jeweils nur am 
Ersten eines Kalendermonats beginnen, frühestens am Er­
sten des auf die Vollendung des 58. Lebensjahres folgenden 
Monats, spätestens am 1. Dezember 1988. 

(6) Der Eintritt in den Vorruhestand setzt voraus daß 
eine entsprechende Vereinbarung zwischen der Mitarbeite­
rin/dem Mitarbeiter und dem Anstellungsträger schriftlich 
abgeschlossen worden ist. 

(7) Der Vorruhestand beginnt mit dem in der Vereinba­
rung festgelegten Termin. Vom Beginn des Vorruhestandes 
an erhält die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter Vorruhestands­
geld. 

§ 3 

Voraussetzung für den Abschluß 
einer Vereinbarung über den Eintritt 

in den Vorruhestand 

Vor~us~et~ung für den Abschluß einer Vereinbarung über 
den Emtntt m den Vorruhestand ist, daß die Mitarbeiterin! 
der Mitarbeiter 

1. das 58. Lebensjahr vollendet hat, 

2. innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beendigung des Be­
schäftigungsverhältnisses mindestens 1080 Kalendertage 
!n ein~r die Beitragspflicht begründenden Beschäftigung 
rm Smne des § 168 des Arbeitsförderungsgesetzes 
(A!G) gestanden hat, wobei Zeiten des Bezuges von Ar­
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe sowie Zeiten im 
Sinne des§ 107 Nr. 2 bis 6 AFG der Zeit einer solchen 
Beschäftigung gleichstehen, 

3. vor Eintritt in den Vorruhestand mindestens fünf Jahre 
ununterbrochen im kirchlichen Dienst (§ 20 Abs. 2 
Buchst. a und b KAT /KArbT-NEK) beschäftigt war und 

4. sich verpflichtet, wälrrend des Vorruhestandes keine ab­
hängige oder selbständige Tätigkeit auszuüben, die die 
Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des Vierten Buches So­
zialgesetzbuch (SGB IV) überschreitet, wobei eine Be­
schäftigung oder selbständige Tätigkeit, die die Mitarbei­
terin! der Mitarbeiter schon innerhalb der letzten fünf 
Jahre vor Eintritt in den Vorruhestand ständig ausgeübt 
hat, unschädlich ist. 

§ 4 

Wiederbesetzung des Arbeitsplatzes 

Der Anstellungsträger hat aus Anlaß der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses . 

a) einen beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldeten Arbeit­
nehmer oder 

b) einen Jugendlichen oder sonstigen Arbeitnehmer, für 
den nach Abschluß der Ausbildung kein Arbeitsplatz 
vorhanden ist, auf dem frei gemachten oder auf einem 
irrfolge des Ausscheidens durch Umsetzung frei gewor­
denen Arbeitsplatz zu beschäftigen oder 

c) einen Auszubildenden zu beschäftigen, sofern der An­
stellungsträger in der Regel ausschließlich der Auszubil­
denden und Schwerbehinderten nicht mehr als 20 Ar­
beitnehmer beschäftigt. § 10 Abs. 2 Sätze 2 :.... 4 des 
Lohnfortzahlungsgesetzes gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, daß das letzte Kalenderjahr vor Beginn des 
Ausbildungsverhältnisses maßgebend ist. 

§ 5 
Vorruhestandsgeld 

(1) Die, in den Vorruhestand tretenden Mitarbeiterinnen/ 
Mitarbeiter haben nach Beendigung des Beschäftigungsver­
hältnisses gegenüber iluem bisherigen Anstellungsträger 
Anspruch auf ein monatlich zu zahlendes Vorruhestands­
geld. J?ie Auszahlungen erfolgen zum gleichen Zeitpunkt, zu 
dem d1e Vergütungen und Löhne ausbezahlt werden. 

(2) Das Vorruhestandsgeld beträgt 65 v. H., nach einer 
Beschäftigungszeit (§ 3 Nr. 3) von mindestens fünfzehn Jah­
ren 70 v. H. des Bruttoarbeitsentgelts. 

Bruttoarbeitsentgelt ist das rentenversicherungspflichtige 
Arbeitsentgelt, das die/der ausgeschiedene Mitarbeiterin! 
Mitarbeiter in den letzten zwöH Monaten vor Beginn des 
Vorruhestandes durchschnittlich erzielt hat oder ohne eine 
durch Krankheit oder Beurlaubung verursachte Zahlungs­
unterbrechung erzielt hätte. 

(3) Jeweils nach Ablauf eines Jahres seit Beginn des Vor­
ruhestandes erhöht sich das Vorruhestandsgeld um den 
Vomhundertsatz, um den die Renten der gesetzlichen Ren­
te~v~rsicherung zuletzt vor diesem Zeitpunkt nach dem je­
weiligen Rentenanpassungsgesetz angepaßt worden sind. 

§ 6 

Mitwirkungspflicht des Anstellungsträgers 

(1) Der Anstellungsträger hat Anträge auf Vormhe­
standsvereinbarungen unverzüglich zu bearbeiten. Er ent­
scheidet nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(2) Der Anstellungsträger hat Mitarbeiterinnen/Mitar­
beiter, die für eine Vorruhestandsvereinbarung nach diesem 
Tarifvertrag in Frage kommen, auf Verlangen eine Berech­
nung des sich für sie im ersten Monat der Inanspruchnahme 
ergebenden Vorruhestandsgeldes zur Verfügung zu stellen 
und die voraussichtlichen Auswirkungen des Vorruhestan­
des auf die Zusatzversorgung schriftlich darzustellen. 

(3) Der Anstellungsträger unterrichtet die Mitarbeitefin­
nen/Mitarbeiter schriftlich über die für den Zuschuß der 
Bundesanstalt für Arbeit benötigten Angaben und über die 
der Mitteilungspflicht unterliegenden Änderungen der sie 
betreffenden Verhhltnisse. 

§ 7 

Mitwirkungs- und Erstattungspflicht 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(1) Die Mitarbeitefinnen/Mitarbeiter haben dem Anstel­
lungsträger alle Angaben zu machen, die dieser für die Gel-
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tendmachung des Zuschusses nach dem Vorruhestandsge­
setz (VRG) benötigt. 

(2) Die ausgeschiedenen Mitarbeitefinnen/Mitarbeiter 
dürfen durch ihr Verhalten den Zuschuß der Bundesanstalt 
für Arbe~t an den bisherigen Anstellungsträger nicht gefähr­
den. Sie haben insbesondere alle Änderungen der sie betref­
fenden Verhältnisse, soweit sie für den Bezug des Vormhe­
standsgeldes und für den Zuschuß der Bundesanstalt für Ar­
beit erheblich sind, dem bisherigen Anstellungsträger unver­
züglich mitzuteilen. 

(3) Die ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 
haben den Antrag auf Altersruhegeld oder auf eine andere 
der in§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b und Absatz 2 VRG genann­
ten Leistungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu stellen. 

(4) Nach Vollendung des 60. Lebensjahres haben die 
ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter auf Verlan­
gen des bisherigen Anstellungsträgers diesem nachzuweisen, 
daß sie Altersruhegeld oder eine andere der in § 2 Abs. 1 
Nr.1 Buchst. b und Absatz 2 VRG genannten Leistungen 
noch nicht beanspruchen können. Kommen die ausgeschie­
denen Mitarbeitefinnen/Mitarbeiter dem Verlangen nicht 
nach, kann der bisherige Anstellungsträger das Vormhe­
standsgeld solange zurückbehalten, bis die ausgeschiedenen 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiterden Nachweis erbracht haben. 

(5) Zu Unrecht erhaltenes Vorruhestandsgeld haben die 
ausgeschiedenen Mitarbeitefinnen/Mitarbeiter dem bisheri­
gen Anstellungsträger zurückzuzahlen. In den Fällen des 
§ 10 Abs. 2 VRG vermindert sich die Rückzahlungspflicht 
um die von den ausgeschiedenen Mitarbeitefinnen/Mitar­
beitern der Bundesanstalt für Arbeit ersetzten oder zu erset­
zenden Zuschüsse. 

§ 8 

Erlöschen und Ruhen des Anspruchs 
auf Vorruhestandsgeld 

(1) Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld erlischt mit Be­
ginn des Monats, für den die ausgeschiedenen Mitarbeiterin­
nen/Mitarbeiter Altersruhegeld vor Vollendung des 65. Le­
bensjahres oder eine andere der in§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b 
und Absatz 2 VRG genannten Leistungen beanspruchen 
können. Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld erlischt spä­
testens mit Ablauf des Monats, in dem die ausgeschiedenen 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiterdas 65. Lebensjahr vollenden. 

(2) Beim Tod einer ausgeschiedenen Mitarbeiterinleines 
ausgeschiedenen Mitarbeiters erlischt der Anspruch auf 
Vorruhestandsgeld mit Ablauf des Sterbemonats. Die Hin­
terbliebenen im Sinne von§ 41 Abs. 1 und 2 KAT/KArbT­
NEK erhalten das Vorruhestandsgeld für weitere zwei Mo­
nate. 

(3) Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld 

1. ruht während der Zeit, in der die ausgeschiedenen Mit­
arbeiterinnen/Mitarbeiter Beschäftigungen oder selb­
ständige Tätigkeiten ausüben, die die Geringsfügigkeits­
grenze des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
überschreiten oder aufgrund solcher Beschäftigungen 
Verletztengeld erhalten; die Grenze hinsichtlich des Ge­
samteinkommes (z. Z. ein Sechstel) ist dabei nicht anzu­
wenden, 

2, erlischt, wenn der Anspruch nach Nummer 1 minde­
stens 150 Kalendertage geruht hat. Dabei sind mehrere 
Ruhenszeiträume zusammenzurechnen. 

§ 9 

Zuwendung und Übergangsgeld 

Ein Anspruch auf die Zuwendung nach § 1 Abs. 1 und 2 
des Tarifvertrages über eine Zuwendung für nichtbeamtete 

Mitarbeiter vom 15. Januar 1982 in der jeweils geltenden 
Fassung sowie auf Übergangsgeld nach § 62 KAT/KArbT­
NEK besteht auch in den Fällen, in denen Mitarbeiterinnen/ 
Mitarbeiter· wegen Eintritts in den Vorruhestand nach die­
sem Tarifvertrag aus dem Beschäftigungsverhältnis ausschei­
den. 

§ 10 

Sozialversicherung und Steuern 

(1) Zur Aufrechterhaltung des Sozialversicherungsschut­
zes bleiben die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter während des 
Bezugs von Vorruhestandsgeld in der gesetzlichen Kranken­
und Rentenversicherung nach Maßgabe der Artikel 4 und 5 
des Gesetzes zur Erleichterung des Übergangs vom Arbeits­
leben in den Ruhestand vom 13. April1984 (BGBI. I S. 601) 
versichert. 

(2) Der bisherige Anstellungsträger trägt 50 v. H. des 
Beitrags, der für das Vorruhestandsgeld zur Pflichtversiche­
rung der ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter in 
der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung zu zah­
len ist. Der Anstellungsträger hat den Arbeitnehmeranteil 
vom Vorruhestandsgeld einzubehalten und zusammen mit 
dem Arbeitgeberanteil an die zuständigen Stellen abzufüh­
ren. 

(3) Für die von der Pflichtversicherung befreiten ausge­
schiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter trägt der bisherige 
Anstellungsträger 50 v. H. des Beitrags, den die ausgeschie­
denen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter für das Vorruhestands­
geld zur freiwilligen oder privaten Krankenversicherung und 
zur Altersversorgung zu zahlen haben, höchstens den Be­
trag, der als Arbeitgeberanteil an die gesetzliche Kranken­
und Rentenversicherung zu entrichten wäre. 

(4) Das Vorruhestandsgeld ist, soweit es nicht gemäß§ 3 
Nr. 9 EStG steuerfrei ist, von den Mitarbeiterinneu/Mitar­
beitern wie Arbeitslohn zu versteuern. Der bisherige Anstel­
lungsträger hat die Lohn- und Kirchensteuern vom Vormhe­
standsgeld einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen. 

§ 11 

Zusatzversorgung 

Soweit die Satzung der VBL oder einer anderen Zusatz­
versorgungsklj.sse, der der jeweilige Anstellungsträger ange­
schlossen ist, die Aufrechterhaltung der Anwartschaft auf 
Versorgungsrente oder die Vermeidung einer Kürzung der 
Versorgungsrente von der Zahlung einer Umlage oder eines 
Sonderbeitrags während der Zeit des Vorruhestandes ab­
hängig macht, entrichtet der bisherige Anstellungsträger 
diese auf seine Kosten. 

§ 12 

Besitzstand 

Etwaige bei Beginn des Vorruhestandes laufende Darle­
hensverträge zwischen der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter 
und dem Anstellungsträger bzw. dem vom Anstellungsträger 
beauftragten Kreditinstitut (Hypothekendarlehen, Gehalts­
vorschüsse) sind während der Zeit des Vorruhestandes wei­
terzuführen. 

§ 13 

" Ausschlußfrist 

. Nach Eintritt der Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter in den 
Vorruhestand sind alle Ansprüche auf Leistungen aus dieser 
Vorruhestandsregelung innerhalb einer Ausschlußfrist von 
sechs Monaten nach Fälligkeit schriftlich geltend zu machen. 
Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendma­
chung des Anspruchs aus, um die Ausschlußfrist auch für 
später fällig werdende Leistungen unwirksam zu machen. 

• 
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§ 14 

Unterrichtung der Mitarbeitervertretung 

Die Mitarbeitervertretung ist unverzüglich über Vormhe­
standsanträge und den Abschluß von Vorruhestandsverein­
barungen zu unterrichten. 

§ 15 

Insolvenzsicherung 

Im Falle der Zahlungsunfähigkeit eines kirchlichen An­
steUiingsträgers (Kirchenkreis, Kirchenkreisverband, Kir­
chengemeindeverband, Kirchengemeinde) übernimmt die 
Nordelbische Ev.-Luth. Kirche (NEK) gemäß Beschluß des 
Hauptausschusses der Synode vom 9. März 1988- vorbe­
haltlich der Bestätigung durch die Synode der NEK - die 
Bürgschaft für die Vorruhestandsleistungen an ausgeschie­
dene Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter, die nach Maßgabe die-

. ses Tarifvertrages in den Vorruhestand getreten sind. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Apri11988 in Kraft. 

K i e 1, den 28. März 1988 

Unterschriften 

Gesetz zur Förderung von Vorruhestandsleistungen 
(Vorruhestandsgesetz-VRG) 

§ 1 

Grundsatz 

( 1) Die Bundesanstalt für Arbeit (Bundesanstalt) gewährt 
Arbeitgebern Zuschüsse zu den Aufwendungen fÜr Vorru­
hestandsleistungen an Arbeitnehmer, die das 58. Lebensjahr 
vollendet und ihre Erwerbstätigkeit beendet haben. 

(2) Die Zahlung des Zuschusses beginnt nach Maßgabe 
des Absatzes 1 

im Jahr 1984 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1927 ge­
boren sind, 
im Jahr 1985 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1928 ge-
boren sind, ' 
im Jahr 1986 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr1929 ge­
boren sind, 
im Jahr 1987 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1930 ge­
boren sind, 
im Jahr 1988 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1931 ge.­
boren sind. 

§ 2 

Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Der Anspruch auf den Zuschuß setzt voraus, daß 

1. der Arbeitgeber aufgrund eines Tarifvertrages, einer Re­
gelung der Kirchen und der öffentlich-rechtlichen Reli­
gionsgesellschaften oder einer Vereinbarung mit dem 
Arbeitnehmer 

a) dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer Vorruhestands­
geld in Höhe von mindestens 65 vom Hundert des 
Bruttoarbeitsentgelts im Sinne des § 3 Abs. 2 gezahlt 
hatund 

b) Vorruhestandsgeld bis zum Ablauf des Kalendermo­
nats zu zahlen hat, in dem der ausgeschiedene Ar­
beitnehmer das 65. Lebensjahr vollendet, längstens. 
bis zum Ablauf des Kalendermonats vor dem Monat, 
vor dem ab der ausgeschiedene Arbeitnehmer Al-

tersruhegeld vor Vollendung des 65. Lebensjahres, 
Knappschaftsausgleichsleistung oder ähnliche Be­
züge öffentlich-rechtlicher Art beanspruchen kann, 

2. der ausgeschiedene Arbeitnehmer innerhalb der letzten 
fünf Jahre vor Beendigung des Beschäftigungsverhältnis­
ses mindestens 1080 Kalendertage in einer die Beitrags­
pflicht begründenden Beschäftigung im Sinne des § 168 
des Arbeitsförderungsgesetzes gestanden hat. Zeiten des 
Bezuges von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe so­
wie Zeiten im Sinne des § 107 Nr. 2 bis 6 des Arbeitsför­
derungsgesetzes stehen diesen Beschäftigungszeiten 
gleich, 

3. das Arbeitsverhältnisaufgrund einer Vereinbarung zwi­
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beendigt ist, 

4. die freie Entscheidung des Arbeitgebers bei einer über 5 
vomHundert der Arbeitnehmer des Betriebes hinausge­
henden Inanspruchnahme sichergestellt ist oder eine 
Ausgleichskasse der Arbeitgeber oder eine gemeinsame 
Einrichtung besteht, wobei beide Voraussetzungen in -
Tarifverträgen verbunden werden können; für die Be­
rechnung der Zahl der Arbeitnehmer . ist der Durch­
schnitt der letzten zwölf Kalendermonate vor dem Aus­
scheiden des Arbeitnehmers maßgebend; dabei werden 
Auszubildende und Schwerbehinderte nicht mitgezählt, 

5. der Arbeitgeber aus Anlaß der Beendigung des Arbeits­
verhältnisses 

a) einen beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldeten Ar­
beitnehmer oder 

b) einen Jugendlichen oder sonstigen Arbeitnehmer, 
für den nach Abschluß der Ausbildung kein Arbeits­
platz vorhanden ist, 

auf dem freigemachten· oder auf einem irrfolge des Aus­
scheidens durch Umsetzung freigewordeneil Arbeits­
platzes beschäftigt oder 

c) einen Auszubildenden beschäftigt, sofern der Ar­
beitgeber in der Regel ausschließlich der Auszubil­
denden und Schwerbehinderten nicht mehr als 
zwanzig Arbeitnehmer beschäftigt. § 10 Abs. 2 
Satz 2 bis 4 des Lohnfortzahlungsgesetzes gilt ent­
sprechend mit der Maßgabe, daß das letzte Kalen­
derjahr vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses 
maßgebend ist. 

(2) Den in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b genannten Lei­
stungen stehen vergleichbare Leistungen einer Versiche­
rungs- oder Vers·orgungseinrichtung oder eines Versiche­
rungsunternehmens gleich, wenn der ausgeschiedene Ar­
beitnehmer in der vorhergehenden Beschäftigung (Absatz 1 
Nr. 2) von der Versicherungspflicht in der Rentenversiche­
rung befreit war. 

(3) Bei der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 2 bleiben Be­
schäftigungszeiten unberücksichtigt, für die kein Arbeitsent­
gelt gezahlt wird, soweit diese Zeiten jeweils vier Wochen 
überschreiten. Satz 1 gilt nicht, wenn für diese Zeiten Lahn­
ersatzleistungen gezahlt werden. 

(4) Der Anspruch auf den Zuschuß besteht nicht, wenn 
der ausgeschiedene Arbeitnehmer Anpassungsgeld für ent­
lassene Arbeitnehmer des Bergbaus erhält. 

§ 3 

Höhe des Zuschusses 
zu den Vorruhestandsleistungen 

(1) Der Zuschuß beträgt 35 vom Hundert der Aufwen­
dungenfür 

1. das dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer in Höhe von 65 
vom Hundert des Bruttoarbeitsentgelts gezahlte Vorru­
hestandsgeld, 
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2. den Beitragsanteil des Arbeitgebers zur Pflichtversiche­
rung des ausgeschiedenen Arbeitnehmers in der gesetzli­
chen Krankenversicherung und in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung, höchstens jedoch den Beitragsanteil, 
den der Arbeitgeber bei Zahlung eines Vorruhestands­
geldes in Höhe von 65 vom Hundert des Bruttoarbeits­
entgelts entrichten müßte. 

(2) Bruttoarbeitsentgelt im Sinne des Absatzes 1 ist das 
Arbeitsentgelt, das der ausgeschiedene Arbeitnehmer vor 
Beginn der Vorruhestandsleistung in den letzten abgerech­
neten; insgesamt sechs Monate umfassenden Lohnabrech­
nungszeiträumen durchschnittlich erzielt hat, soweit es im je­
weiligen Monat die Beitragsbemessungsgrenze des § 175 
Abs. 1 Nr. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes nicht über­
schreitet. § 112 Abs. 2, 4, 5 Nr. 3 und Abs. 7 des Arbeitsför­
derungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Als Beitragsanteil des Arbeitgebers zur gesetzlichen 
Rentenversicherung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 gilt bei 
Empfängern von Vorruhestandsgeld, die vor Beginn der 
Vorruhestandsleistungen nach § 7 2 des Angestelltenversi­
cherungsgesetzes, nach Artikel2 § 1 Abs. 1 und 2 des Ange­
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder nach Arti­
kel 2 § 1 Abs. 1 und 1 a des Knappschaftsrentenversiche­
rungs-Neuregelungsgesetzes von der Versicherungspflicht 
befreit oder in Artikel 2 § 1 Abs. 4 Satz 1 des Angestellten­
versicherungs-Neuregelungsgesetzes oder in Artikel 2 § 1 
Abs. 1 b Satz 1 des Knappschaftsrentenversicherungs-Neu­
regelungsgesetzes genannt sind und auf ihre Befreiung von 
der Versicherungspflicht nicht verzichetet haben, die Hälfte 
der Beiträge, die die Bundesanstalt nach § 166 b Abs. 1 und 
1 a des Arbeitsförderungsgesetzes zu tragen hätte, wenn 
eine der in dieser Vorschrift genannten Leistungen in Höhe 
des Vorruhestandsgeldes zu zahlen wäre. 

( 4) Als Beitragsanteil des Arbeitgebers zur gesetzlichen 
Krankenversicherung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 gilt bei 
Beziehern von Vorruhestandsgeld, die vor Beginn der Vor­
ruhestandsleistungennur wegen Überschreitens der Jahres­
arbeitsverdienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung versicherungspflichtig oder die 
nach § 173 b der Reichsversicherung.sordnung oder nach 
Artikel 3 § 1 Abs. 4 des Gesetzes zur Anderung des Mutter­
schutzgesetzes und der Reichsversicherungsordnung vom 
24. August 1965 (BGBl. S. 912) von der Versicherungs­
pflicht befreit waren, der Beitragszuschuß, den der Arbeit­
geber nach § 405 Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung 
zu zahlen hat. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Bezie­
her des Vorruhestandsgeldes als landwirtschaftlicher Unter" 
nehmer nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Kran­
kenversicheri.mg der Landwirte versichert ist. 

(5) Der Zuschuß beträgt abweichend von Absatz 1 34 
vom Hundert, wenn der Anspruch auf Vorruhestandslei­
stungen für den Fall der Zahlungseinstellung durch den Ar­
beitgeber nicht aufgrund tarifvertraglicher Vereinbarung ge­
sichert ist. 

§ 4 

Dynamisierung des Zuschusses 

Der Zuschuß zu den Aufwendungen des Arbeitgebers er­
höht sich jeweils nach Ablauf eines Jahres seit Beginn der 
Zahlung des Vorruhestandsgeldes um den Vomhundertsatz, 
um den die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung zu­
letzt vor diesem Zeitpunkt nach dem jeweiligen Rentenan~ 
passungsgesetz angepaßt worden sind. Der Zuschuß wird 
höchstens um den Vomhundertsatz angehoben, um den der 
Arbeitgeber das Vorruhestandsgeld erhöht hat. 

§ 5 

Erlöschen und Unterbrechung des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf den Zuschuß erlischt 

1. mit Ablauf des Monats, in dem der ausgeschiedene Ar­
beitnehmer das 65. Lebensjahr vollendet, 

2. mit Beginn des Monats, für den der ausgeschiedene Ar­
beitnehmer eine der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b ge­
nannten Altersrenten oder Altersbezüge oder eine Lei­
stung beanspruchen kann, die nach § 2 Abs. 2 den Al­
tersrenten oder Altersbezügen gleichgestellt ist. 

(2) Der Anspruch auf den Zuschuß besteht nicht, solange 
der Arbeitgeber auf dem freigemachten oder durch Umset­
zung freigewordenen Arbeitsplatz keinen Arbeitnehmer 
mehr beschäftigt, der bei Beginn der Beschäftigung einer der 
in § 2 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a bis c genannten Vorausset­
zungen erfüllt hat. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber den 
Arbeitsplatz mit einem Arbeitnehmer, der eine der in § 2 
Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a bis c genannten Voraussetzungen 
erfüllt, innerhalb von drei Monaten wiederbesetzt oder der 
Arbeitgeber insgesamt für zwei Jahre die Voraussetzungen 
für den Anspruch auf einenZuschuß zu den Aufwendungen . 
für Vorruhestandsleistungen an den Arbeitnehmer erfüllt 
hat. 

§ 6 

Nebentätigkeit 

(1) Der Anspruch auf den Zuschuß 

1. ruht während der Zeit, in der der ausgeschiedene Ar­
beitnehmer Beschäftigungen oder selbständige Tätigkei­
ten ausübt, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch überschreiten oder 
aufgrund solcher Beschäftigungen Verletztengeld erhält; 
die Grenze hinsichtlich des Sechstels des Gesamtein­
kommens ist dabei nicht anzuwenden, 

2. erlischt, wenn der Anspruch nach Nummer 1 minde­
stens 150 Kalendertage geruht hat. Dabei sind mehrere 
Ruhenszeiträume zusammenzurechnen. 

(2) Beschäftigungen oder selbständige Tätigkeiten blei­
ben bei der Anwendung des Absatzes 1 unberücksichtigt, 
soweit der ausgeschiedene Arbeitnehmer sie auch schon ip.­
nerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Vormhe­
standsleistungen ständig neben einer mehr als geringfügigen 
Beschäftigung im Sinne des § 8 des Vierten Buches Sozialge­
setzbuch ausgeübt hat. 

(3) § 48 Abs.1 Nr. 3 des Zehnten Buches Sozialgesetz­
buch findet keine Anwendung. 

( 4) Ruht oder erlischt nach Absatz 1 der Anspruch auf 
den Zuschuß, entfällt der Anspruch auf Vorruhestandsgeld 
in Höhe des wegfallenden Zuschusses. 

§ 7 

Schutzvorschriften 

(1) Die Tatsache, daß ein Arbeitnehmer nach Vollendung 
des 58. Lebensjahres gegenüber seinen Arbeitgeber zur In­
anspruchnahme von Vorruhestandsgeld berechtigt ist, ist 
nicht als ein die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch 
den Arbeitgeber bedingender Grund im Sinne des § 1 
Abs. 2 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes anzusehen; sie 
kann auch nicht bei der sozialen Auswahl nach § 1 Abs. 3 
Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes zum Nachteil des Ar­
beitnehmers berücksichtigt werden. 

(2) Die Verpflichrung des Arbeitgebers zur Zahlung von 
Vorruhestandsgeld kann nicht für den Fall ausgeschlossen 
werden, daß em Anspruch des Arbeitgebers auf den Zu­
schuß der Bundesanstalt nicht besteht, weil keine der in § 2 
Abs. 1 Nr. 5 oder in § 5 Abs. 2 genannten Voraussetzungen 
vorliegt. Das gleiche gilt für den Fall, daß der Arbeitgeber 
den Zuschuß nur deshalb nicht erhält, weil er den Antrag 
nach § 11 Abs. 1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

• 

• 



-

• 

Heft 7,1988 AMTSBLATI 177 

nicht rechtzeitig gestellt hat oder seinen Mitwirkungspflich­
ten nicht nachgekommen ist, ohne daß dafür eine Verletzung 
der Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers ursächlich war. 

(3) Der Anspruch auf Vorruhestands~.eld kann wi: der 
Anspruch auf Arbeitseinkommen gepfandet, verpfandet 
oder übertragen werden. 

§ 8 

Ausgleichskassen, gemeinsame Einrichtungen 

(1) Werden die Vorruhestandsleistungen aufgrun~ eines 
Tarifvertrages von einer Ausgleichskasse der Arbeitgeber 
erbracht oder werden die Vorruhestandsleistungen der Ar­
beitgeber aufgrund eines Tarifvertrages vo~. eine.r Aus­
gleichskasse der Arbeitgeber erstattet, so gewahrt die Bun­
desanstalt auf Antrag der Tarifvertragsparteien den Zuschuß 
der Ausgleichskasse. 

(2) Für gemeinsame Einrichtungen der Tarifvertragspar­
teien gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 9 

Insolvenzsicherung 

(1) Soweit der Arbeitgeber seine yerpflichtung zur. Zah­
lung von Vorruhestandsgeld nicht erfüllt und der Arbeitneh­
mer aufgrund tarifvertraglicher Vereinbaru?gen für ~en Fall 
der Zahlungseinstellung durch den Arbeitgeber mcht ge­
schützt ist, gewährt die Bundesanstalt Vorruhestandsgeld 
wie ein Arbeitgeber, wenn 

1. über das Vermögen des Arbeitgebers oder über seinen 
Nachlaß das Konkursverfahren eröffnet worden ist, oder 

2. der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens über 
das Vermögen des Arbeitgebers oder über seinen Nach­
laß mangels Masse abgewiesen worden ist, oder 

3. das gerichtliche Vergleichsverfahren zur Abwendung des 
Konkursverfahrens über das Vermögen des Arbeitge­
bers oder über seinen Nachlaß eröffnet worden ist, oder 

4. der Arbeitgeber mit seinen Gläubigern nach vorausge­
gangener Zahlungseinstellung im S~e der ~onkursor~­
nung einen außergerichtlichen Vergleich schließt und die 
Bundesanstalt dem Vergleich zustinlmt. 

Vorruhestandsgeld nach Satz 1 ist auch zu gewähren, so­
weit die Durchsetzung des Anspruchs gegen den Arbeitge­
ber für den Arbeitnehmer unzumutbar ist. Die Durchset­
zung des Anspruchs ist insbesondere dann zumutbar, wenn 
der Arbeitgeber die Zahlung des Vorruhestandsgeldes we­
gen wirtschaftlicher Notlage eingestellt hat. 

(2) Die Leistung nach Absatz 1 wird in Höhe des Vorru­
hestandsgeldes nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 gewährt. § 4 gilt ent­
sprechend. 

(3) Der Anspruch des Arbeitnehmers auf Vormhe­
standsgeld gegen den Arbeitgeber geht auf die Bundesan­
stalt über, soweit diese nach Absatz 1 Vorruhestandsgeld zu 
leisten hat. Der Arbeitgeber hat der Bundesanstalt die Bei­
träge zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung zu 
erstatten, die sie nach Absatz 1 getragen hat. 

(4) Die §§ 141 k und 1411 des Arbeitsförderungsgeset­
zes gelten entsprechend. 

§ 10 

Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers, 
Erstattungspflicht des Arbeitnehmers 

(1) Der Arbeitnehmer hat Änderungen der ihn betreffen­
den Verhältnisse, die für den Zuschuß erheblich sind, dem 
Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Der Arbeitnehmer hat der Bundesanstalt die dem Ar­
beitgeber zu Unrecht geleisteten Zuschüsse zu ersetzen, 

wenn der Arbeitnehmer die unrechtmäßige Z'ilhlung da­
durch bewirkt hat, daß er vorsätzlich oder grobfahrlässig 

1. Angaben gemacht hat, die unrichtig oder unvollständig 
sind, oder 

2. der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nicht nachgekom­
men ist. 

§ 11 

Verfahren 

(1) Der Zuschuß zu den Vorruhestandsleistungen und 
das Vorruhestandsgeld nach § 9 Abs. 1 werden auf Antrag 
gewährt. Der Antrag ist schriftlich beim zuständigen Ar­
beitsamt zu stellen. 

(2) Bei der Durchführung des§ 9 ist§ 141 g des Arbeits­
förderungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Bundesanstalt bestinlmt durch Anordnung das 
Nähere über das Verfahren; sie kann hierin auch die Beteili­
gung der Verwaltungsausschüsse vorsehen. § 191 Abs. 3 und 
4 des Arbeitsförderungsgesetzes gilt entsprechend. Unter 
den Voraussetzungen des § 191 Abs. 5 des Arbeitsförde­
rungsgesetzes kann der Bundesminister für Arbeit und So­
zialordnung anstelle der in Satz 1 vorgesehenen Anordnung 
der Bundesanstalt durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustinlmung des Bundesrates bedarf, das Nähere über das 
Verfahren bestinlmen. 

§ 12 

Steuerliche Regelungen 

(1) Bei der Anwendung des § 28 des Berlinförderun~s­
gesetzes gilt der Bezug von Vor~estands~~ld .als Arbei~s­
lohn aus einem gegenwärtigen Dienstverhaltms, wenn rm 
Zeitpunkt der Zahlung 

1. die Voraussetzungen für die Gewährung des Zuschusses 
im Sinne des§ 1 mit Ausnahme der in§ 2 Abs. 1 Nr. 5 
und § 11 genannten Voraussetzungen vorliegen und 

2. der Empfänger die Wohnsitzvoraussetzungen des § .~1 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Berlinförderungsgesetzes erfüllt 
und sie auch bei Beendigung der Erwerbstätigkeit erfüllt 
hat. 

(2) Für die Erhebung der Lo~st~uer gelten in ~en Fäl­
len des § 8 die gemeinsame Emrichtung und die Au~­
gleichskasse der Arbeitgeber sowie in den ~ällen des §? die 
Bundesanstalt als Arbeitgeber und der Leistungsempfanger 
als Arbeitnehmer. 

(3) Einrichtungen im Sinne des § 8 sind, s~_weit sie die in 
dieser Vorschrift bezeichneten Aufgaben erfüllen, von der 
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und Vermögensteuer 
befreit. 

§ 13 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig entgegen§ 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozial­
gesetzbuch eine Änderung in den Verhältnissen, die für den 
Anspruch auf den Zuschuß zu den Aufwendungen für Vor­
ruhestandsleistungeil oder für den Anspruch auf Vormhe­
standsgeld nach § 9 Abs. 1 erheblich sind, dem Arbeitsamt 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
mitteilt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(2) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr: 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die Arbeits­
ämter. 
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(3) Die Geldbußen fließen in die Kasse der zuständigen 
Verwaltungsbehörden. § 66 des Zehnten Buches Sozialge­
setzbuch gilt entsprechend. 

( 4) Die notwendigen Auslagen trägt abweichend von 
§ 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die 
zuständige Verwaltungsbehörde; diese ist auch ersatzpflich­
tig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes über Ordnungs­

-Widrigkeiten. 

§ 14 

Befristung der Regelung 

Für die Zeit ab 1. Januar 1989 ist dieses Gesetz nur noch 
anzuwenden, wenn die Voraussetzungen für den Anspruch 
erstmals vor diesem Zeitpunkt vorgelegen haben. 

Nr.94 

§ 15 

(Berlin-Klausel) 

Ordnung über die Zweite Theologische Prüfung 
in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche vom 12. Mai 1980 (GVOBI. S. 155), 
11. Januar 1983 (GVOBI. S. 29). 

Vom 10. Mai 1988. (GVOBI. S. 83) 

Die Kirchenleitung hat aufgrunddes § 26 Pastorenausbil­
dungsgesetz vom 8. Oktober 1978 i. d. F. vom 14. Januar 
1984 (GVOBI. S. 42) die folgende Prüfungsordnung erlas­
sen: 

§ 1 

(1) Zweck der Zweiten Theologischen Prüfung ist es, zu 
ermitteln, ob der Kandidat die Kenntnisse und Fähigkeiten 
besitzt, die für den Dienst des Pastors erforderlich sind (§ 22. 
Pastorenausbildungsgesetz ). 

(2) Die Zweite Theologische Prüfung besteht aus schrift­
lichen und mündlichen Leistungsnachweisen. 

(3) Die Zulassung zum schriftlichen Teil der Zweiten 
Theologischen Prüfung erfolgt durch die Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst. 

( 4) Die schriftlichen Arbeiten werden während der Aus­
bildung angefertigt. Die mündliche Prüfung findet am Ende 
der Ausbildung statt. 

§ 2 

(1) Die Prüfungskommission wird für jede Prüfung vom 
Theologischen Prüfungsamt berufen. Sie wird je nach Bedarf 

.gebildet aus den Bischöfen, weiteren Theologen der Nord­
elbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche, hauptamtlichen 
und nebenamtlichen Fachdozenten des Prediger- und Stu­
dienseminars und den Schulmentoren. 

(2) Die Berufung derjenigen Mitglieder der Prüfungs­
kommission, die an der Beurteilung schriftlicher Prüfungs­
leistungen nach § 4 Abs. 1, nicht aber an der mündlichen 
Prüfung mitwirken, erfolgt dadurch, daß das Theologische 
Prüfungsamt den Auftrag erteilt, eine Beurteilung zu erstel­
len. 

§ 3 

(1) Das Theologische Prüfungsamt bildet aus der Prü­
fungskommission für die mündliche Prüfung in der erforder­
lichen Anzahl Unterkommissionen und bestimmt den Vor­
sitzenden der Prüfungskommission, seinen Stellvertreter so-

wie die Vorsitzenden der Unterkommissionen. Die Unter­
kommissionen bestehen aus mindestens zwei Prüfern. 

(2) Leiter des Theologischen Prüfungsamtes ist der für 
das Ausbildungswesen zuständige Bischof, ständiger Vertre­
ter ist der Dezernent des Nordelbischen Kirchenamtes für 
das Ausbildungs- und Prüfungswesen. 

§ 4 

(1) Folgende schriftliche Arbeiten sind vorzulegen: 

a) Ein Predigtentwurf, der mit ausgeführter Exegese, Medi­
tation und Überlegungen zur liturgischen Gestalt des 
Gottesdienstes zu versehen ist; 

b) ein Unterrichtsentwurf mit ausgeführten didaktischen 
und methodischen Vorarbeiten; 

c) ein verschlüsseltes Gesprächsprotokoll mit Analyse; 

d) eine Arbeit aus der Gemeindephase (Kindergottes­
dienst, Konfirmandenmiterricht, Erwachsenenbildung) 
mit einer Auswertung der gewonnenen Erfahrungen 
durch den Kandidaten; 

e) eine 7-Tage-Hausarbeit, die ein zentrales theologisches •. 
Thema behandelt und praxisbezogen reflektiert; 

t) eine kirchenrechtliche Klausur. 

(2) Der Umfang der schriftlichen Arbeiten nach Abs.1 
ist einschließlich der Anmerkungen wie folgt begrenzt: 

Der Predigtentwurf und die Arbeit aus der Gemeinde­
phase nach Abs. 1 Buchst. a) und d) sollen nicht mehr als 20 
Schreibmaschinenseiten und dürfen nicht mehr als 30 
Schreibmaschinenseiten umfassen; der Unterrichtsentwurf, 
das Gesprächsprotokoll und die 7-Tage-Hausarbeit nach 
Abs. 1 Buchst. b), c) und e) sollen nicht mehr als 15 Schreib­
maschinenseiten und dürfen nicht mehr als 20 Schreibma­
schinenseiten umfassen. 

(3) Jede für schriftliche Arbeiten verwendete Schreibma­
chinenseite muß das Format DIN A 4, einen unbeschriebe­
nen Rand von 1/3 der Seite haben und darf im Textteil nur 
11/2-zeilig beschrieben sein. 

(4) Wird der nach Abs. 2 und 3 höchstzulässige Umfang 
der schriftlichen Arbeiten überschritten, gilt die betreffende 
Arbeit als mit »nicht ausreichend« bewertet. 

§ 5 

(1) Das Theologische Prüfungsamt stellt 

a) unter Mitwirkung des zuständigen Mentors die Aufgabe 
für den Predigtentwurf nach § 4 Abs. 1 Buchst. a) Und 
die Aufgabe für den Unterrichtsentwurf nach § 4 Abs. 1 
Buchst. b); 

b) unter Mitwirkung des Prediger- und Studienseminars die 
Aufgabe für die ?-Tage-Hausarbeit nach § 4 Abs.1 
Buchst. e); 

c) unter Mitwirkung der juristischen Mitglieder des Nord­
elbischen Kirchenamtes die Aufgabe für die kirchen­
rechtliche Klausur nach § 4 Abs. 1 Buchst. t). 

(2) Die Aufgabe für den Predigtentwurf nach § 4 Abs. 1 
Buchst. a) wird gegen Ende der Gemeindephase, frühestens 
15 Monate nach Beginn der Ausbildung, gestellt. Der Unter­
richtsentwurfnach § 4 Abs.1 Buchst. b) wird in der Regel 
während der- Schulphase angefertigt. Für die Anfertigung 
beider Arbeiten stehen jeweils zwei Wochen zur Verfügung. 

(3) Das verschlüsselte Gesprächsprotokoll nach § 4 
Abs. 1 Buchst. c) und die Arbeit aus der Gemeindephase 
nach § 4 Abs. 1 Buchst. d) legt der Kandidat dem Theologi­
schen Prüfungsamt nach eigener Wahl spätestens bei Ab­
schluß der Gemeindephase vor. 

• 
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( 4) Am Schluß der schriftlichen Arbeiten nach§ 4 Abs. 1 
Buchst. a) bis e) hat der Kandidat zu versichern, daß er sie 
selbständig angefertigt und andere als die von ihm genann­
ten Hilfsmittel nicht benutzt und sämtliche wörtlichen oder 
inhaltlichen Anführungen aus der Literatur als solche kennt­
lich gemacht hat. 

§ 6 

(1) Die Aufsicht bei der Anfertigung der kirchenrechtli­
chen Klausur führt ein Mitarbeiter des Nordelbischen Kir­
chenamtes, der vom Leiter des Theologischen Prüfungsam­
tes bestimmt wird. Der Aufsichtführende hat dafür zu sor­
gen, daß Störungen unterbleiben. Seinen Anordnungen ist 
Folge zu leisten. 

(2) Der Kandidat hat die kirchenrechtliche Klausur spä­
testens bei Ablauf der Bearbeitungsfrist dem Aufsichtfüh­
renden abzugeben. Der Aufsichtführende fertigt eine Nie­
derschrift und vermerkt in ihr jede Unregelmäßigkeit. Er 
verschließt die Arbeiten in einem Umschlag und versiegelt 
ihn. 

(3) Unternimmt der Kandidat einen Täuschungsversuch, 
so wird er unbeschadet der Vorschrift in§ 18 Abs. 2 von der 
Fortsetzung der Arbeit nicht ausgeschlossen. In diesem Falle 
fertigt der Aufsichtführende über das Vorkommnis einen ge­
sonderten Vermerk, den er nach Abschluß der Klausur un­
verzüglich dem Leiter des Theologischen Prüfungsamtes zur 
Entscheidung übermittelt. 

§ 7 

(1) die nach§ 4 Abs. 1 Buchst. a) angefertigte Predigt ist 
in einem vom Kandidaten vorbereiteten und durchgeführten 
Gemeindegottesdienst zu halten. Die Bewertung des Pre­
digt- und Gottesdienstentwurfs erfolgt durch zwei Mitglie­
der der Prüfungskommission. Von diesem muß mindestens 
ein Mitglied an dem Gottesdienst teilgenommen haben und 
sich auch zur Gestaltung des Gottesdienstes äußern. 

(2) Aufgrund des nach§ 4 Abs.1 Buchst. b) angefertig­
ten Unterrichtsentwurfs ist eine Unterrichtsstunde zu halten. 
Die Bewertung des Unterrichtsentwurfs erfolgt durch zwei 
zu bestimmende Mitglieder der Prüfungskommission, von 
denen mindestens· ein Mitglied an der Unterrichtsstunde 
teilgenommen haben muß. 

(3) Der Prüfer, der am Gottesdienst bzw. an der Unter­
richtsstunde teilnimmt, hat sowohl den Predigt- bzw. den 
Unterrichtsentwurf als auch die Gestaltung des Gottesdien­
stes und das Halten der Unterrichtsstunde zu bewerten. 
Kommt zwischen den beiden Prüfern nach Abs. 1 und 
Abs. 2 keine Einigung über die Bewertung des Predigt- bzw. 
Unterrichtsentwurfes zustande, beauftragt das Theologische 
Prüfungsamt ein weiteres Mitglied der Prüfungskommission. -
Auch in diesem Fall ergibt sich die Bewertung der Prüfungs­
leistung aus dem Mittelwert der Einzelbewertungen. Wird 
ein Predigt- bzw. Unterrichtsentwurf von zwei bzw. drei Prü­
fern insgesamt mit »nicht ausreichend« bewertet, ist die ge­
samte Prüfungsleistung »nicht ausreichend«. Die Prüfer ha­
ben dem Leiter des Theologischen Prüfungsamtes die Be­
wertung innerhalb von drei Wochen vorzulegen. Ist ein drit­
ter Prüfer einzuschalten, ist die Bewertung unverzüglich vor­
zunehmen. 

(4) Für die Beurteilung der weiteren schriftlichen Arbei­
ten bestimmt das Theologische Prüfungsamt jeweils minde­
stens zwei Mitglieder der Prüfungskommission. 

( 5) Die Termine für die Anfertigung und die Abgabe der 
schriftlichen Arbeiten nach§ 4 Abs.1 Buchst. a), b), e) und 
f) sowie für den Gottesdienst und die Unterrichtsstunde 
nach Abs. 1 und 2 bestimmt nach Absprache mit den zu­
ständigen Mentoren der Leiter des Theologischen Prüfungs-

amtes. Nicht fristgerecht abgegebene schriftliche Arbeiten 
gelten als »nicht ausreichend« bewertet. 

§ 8 

Wer für den Predigtentwurf oder den Unterrichtsentwurf 
die Note »ausreichend« nicht erreicht, hat nach Weisung des 
Theologischen Prüfungsamtes einen neuen Entwurf vorzule­
gen. Das Theologische Prüfungsamt entscheidet jeweils, ob 
ein Gottesdienst bzw. eine Unterrichtsstunde erneut gehal­
ten werden muß. Wird auch dann die Note »ausreichend« 
nicht erreicht, hat der Kandidat die Prüfung nicht bestanden. 

§ 9 

(1) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die Fächer 

a) Gottesdienstgestaltung, Predigt, Kasualien, 

b) kirchliche Bildungs- und Erziehungsarbeit, 

c) Seelsorge, Beratung, Kasualien, 

d) biblische Überlieferung unter den Bedingungen kirchli­
chen Handelns, 

e) systematische Theologie unter den Bedingungen kirchli­
chen Handelns, 

f) Kirchenrecht, 

g) Wahlpflichtfächer. 

(2) Der Kandidat wählt zwei Wahlpflichtfächer aus den 
Bereichen: 

a) Mission und ökumenische Kirchenkunde, 

b) Diakonie und gesellschaftsbezogene Arbeit der Kirche, 

c) Kirchengeschichte N ordelbiens. 

Er teilt seine Entscheidung dem Theologischen Prüfungs­
amt spätestens drei Monate vor dem voraussichtlichen Ter­
min der mündlichen Prüfung mit. 

§ 10 

(1) Die schriftlichen Arbeiten und die Leistungen in der 
mündlichen Prüfung werden wie folgt bewertet: 

sehr gut (1) 
gut (2) 
befriedigend (3) 
ausreichend ( 4) 
nicht ausreichend ( 5). 

(2) Für die Ermittlung des Gesamtergebnisses werden 
die Noten für die Leistungen in den Fächern 

»Predigtentwurl« und »Gottesdienstgestaltung, Predigt, Ka­
sualien«, »Unterrichtsentwurf« und »Kirchliche Bildungs­
und Erziehungsarbeit«; 

»Arbeit aus der Gemeindephase« und >>Biblische Überliefe­
rung unter den Bedingungen kirchlichen Handelns« sowie 

>>?-Tage-Hausarbeit« und >>Systematische Theologie unter 
den Bedingungen kirchlichen Handelns« 

zusammengefaßt. 

(3) Erreicht der Kandidat 

a) in einer der Kombinationen nach Abs. 2 in beiden Prü­
fungsleistungen die Note >>ausreichend« nicht oder 

b) in zwei dieser Kombinationen jeweils in beiden Prü­
fungsleistungen zusammen nicht mindestens die Note 
>>ausreichend«, hat er die Prüfung nicht bestanden. 

( 4) Wer in mehr als drei Fächern der mündlichen Prüfung 
die Note >>ausreichend« nicht erreicht oder wer im Durch­
schnitt sämtlicher Prüfungen das Ergebnis >>ausreichend« 
( 4.00) nicht erreicht, hat die Prüfung ebenfalls nicht bestan­
den. 
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(5) Das Gesamtergebnis der Prüfung wird durch die 
Worte »bestanden« oder >>nicht bestanden« ausgedrückt. 

§ 11 
(1) Das Theologische Prüfungsamt bestimmt den Zeit­

punkt der mündlichen Prüfung. Es stellt einen Zeitplan auf, 
der den Kandidaten rechtzeitig bekanntgegeben wird. 

(2) Spätestens sechs Wochen vor dem Termin der münd­
lichen Prüfung meldet sich der Kandidat beim Theologi­
schen Prüfungsamt für die mündliche Prüfung. Der Meldung 
ist ein Nachweis über den ordnungsgemäßen Ablauf des 
Vorbereitungsdienstes beizufügen; der Nachweis muß Bestä­
tigungen der für die Ausbildung Verantwortlichen enthalten. 

(3) Wird der Nachweis über den ordnungsgemäßen Ab­
lauf des Vorbereitungsdienstes nicht erbracht, liegen die 
schriftlichen Arbeiten nicht vollzählig vor, ist der Gemeinde­
gottesdienst oder die Unterrichtsstunde nicht gehalten oder 
ist die Prüfung bereits aufgrund der bisher erbrachten Prü­
fungsleistungen nicht bestanden, so ist die Zulassung zur 
mündlichen Prüfung zu versagen. 

(4) Ist der Nachweis über den ordnungsgemäßen Ablauf 
des Vorbereitungsdienstes nicht erbracht, entscheidet der 
Ausbildungsausschuß über die Verlängerung des Vorberei­
tungsdienstes bzw. über das weitere Verbleiben im Vorberei­
tungsdienst. Ist die Prüfung nicht bestanden, entscheidet das 
Theologische Prüfungsamt nach§ 16 Abs. 2. 

(5) Der Abstand zwischen der Ersten und der Zweiten 
Theologischen Prüfung darf höchstens sec~s Jahre betragen. 

(6) Das Theologische Prüfungsamt kann in besonders be­
gründeten Einzelfällen Ausnahmen von den Bestimmungen 
der Absätze 2 und 4 sowie der Bestimmung des Absatz 5 in­
soweit zulassen, als diese den Ablauf des Vorbereitungsdien­
stes betrifft. 

§ 12 

Vor Beginn der mündlichen Prüfung werden die Mitglie­
der der Prüfungskommission mit den bisherigen Prüfungs­
leistungen der Kandidaten bekanntgemacht Während der 
mündlichen Prüfung, in der Regel vor deren Beginn, führt 
die Prüfungskommission eine Beratung durch. Den Vorsitz 
in der Beratung führt der für das Ausbildungswesen zustän­
dige Bischof. 

§ 13 

(1) Die mündliche Prüfung dauert in jedem Fach 15 oder 
20 Minuten. Das Theologische Prüfungsamt bestimmt in 
diesem Rahmen für jedes Fach die Prüfungsdauer. 

(2) Über den Gang der mündlichen Prüfungjedes Kandi­
daten und deren Ergebnis ist eine Niederschrift anzuferti­
gen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und einem Mit­
glied der jeweiligen Unterkommission zu unterschreiben. 

(3) An der mündlichen Prüfung können als Zuhörer teil­
nehmen, sofern der Vorsitzende der jeweiligen Unterkom­
mission zustimmt: 

a) Kandidaten des Predigtamtes, 

b) Personen, die ein berechtigtes Interesse an der Prüfung 
haben. 

Jeder Kandidat kann für seine Prüfung die Anwesenheit 
von Zuhörern ablehnen. Der Ablehnung ist zu entsprechen. 

(4) Durch die Anwesenheit von Zuhörern darf die ord­
nungsgemäße Durchführung der Prüfung nicht beeinträch­
tigt werden. Die Namen der Zuhörer sind in der Nieder­
schrift zu vermerken. 

(5) Die Beratungen der Prüfungskommission und Unter­
kommissionen sind nicht öffentlich. 

§ 14 

(1) Nach Beendigung der mündlichen Prüfung findet eine 
Schlußberatung über deren Ergebnis statt, an der der Vorsit­
zende der Prüfungskommission und die Vorsitzenden der 
Unterkommissionen teilnehmen müssen. Die übrigen Mit­
glieder der Unterkommissionen sollen an der Beratung teil­
nehmen. Den Vorsitz führt der Vorsitzende der Prüfungs­
kommission. 

(2) In der Schlußberatung können Stellungnahmen zum 
Ergebnis der Prüfungen, insbesondere im Hinblick auf das 
Amt als Pastor, abgegeben werden. 

§ 15 

Nach Abschluß der Prüfung erhält der Kandidat ein 
Zeugnis, das vom Vorsitzenden der Prüfungskommission zu 
unterschreiben ist. Es enthält die Noten für die schriftlichen 
Arbeiten und für die Leistungen der mündlichen Prüfung 
sowie das Gesamtergebnis. 

§ 16 

(1) Hat der Kandidat die Prüfung nicht bestanden, so 
darf er sie einmal wiederholen. 

(2) Das Theologische Prüfungsamt bestimmt, für welche 
Zeit der Vorbereitungsdienst des Kandidaten fortzusetzen 
ist und macht ihm dafür Auflagen. Die Dauer des erneuten 
Vorbereitungsdienstes soll nicht mehr als zwölf Monate be­
tragen. 

(3) Nach Ablauf des fortgesetzten Vorbereitungsdienstes 
hat sich der. Kandidat zu einem vom Theologischen Prü­
fungsamt festgesetzten Termin erneut zur Prüfung zu mel­
den. Versäumt der Kandidat diesen Termin, ohne daß ein 
wichtiger Grund vorliegt, gilt auch die Wiederholungsprü­
fung als nicht bestanden. 

(4) Die Entscheidung, ob ein wichtiger Grund nach 
Abs. 3 vorliegt, trifft der Leiter des Theologischen Prüfungs­
amtes. § 19 Abs. 3 findet Anwendung. War der Kandidat 
durch einen wichtigen Grund an der rechtzeitigen Meldung 
zur erneuten Prüfung nach Abs. 3 gehindert, setzt das Theo­
logische Prüfungsamt einen neuen Termin fest, zu dem sich 
der Kandidat nach Wegfall des wichtigen Grundes zur Prü­
fung zu melden hat. 

§ 17 

(1) Ein Kandidat, der die Prüfung nicht bestanden hat, 
kann beantragen, ihm erneute Prüfungsleistungen, ausge­
nommen die mündliche Prüfung, zu erlassen und statt des­
sen die Ergebnisse der entsprechenden Arbeiten aus der 
nichtbestandenen Prüfung anzurechnen, sofern diese mit 
mindestens >>befriedigend« bewertet worden sind. Der An­
trag kann auf einzelne Prüfungsleistungen beschränkt wer­
den. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist spätestens mit der Mel­
dung zur erneuten Prüfung zu stellen. Über den Antrag ent­
scheidet der Leiter des Theologischen Prüfungsamtes. 

§ 18 

(1) Macht sich ein Kandidat in der mündlichen Prüfung 
eines das Prüfungsgespräch störenden Ordnungsverstoßes 
schuldig, so kann er von der weiteren Prüfung in dem betref­
fenden Fach ausgeschlossen werden, wenn er sein störendes 
Verhalten trotz Ahmahnung fortsetzt. In diesem Falle sind 
seine Leistunsen in dem betreffenden Fach der mündlichen 
Prüfung als >>nicht ausreichend« zu werten. 

(2) Versucht ein Kandidat das Ergebnis der Prüfung 
durch Täuschung zu beeinflussen, so ist die von dem Ver­
such betroffene Prüfungsleistung als »nicht ausreichend« zu 
werten. In schweren Fällen ist die Prüfung für nicht bestan­
den zu erklären. 
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(3) Über die Folgen eines in der mündlichen Prüfung be­
gangenen Ordnungsverstoßes oder Täuschungsversuches 
entscheidet die Prüfungskommission, in den übrigen Fällen 
der Leiter des Theologischen Prüfungsamtes. Vor der Ent­
scheidung ist dem Kandidaten Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

§ 19 

(1) Der Kandidat kann aus wichtigem Grund die Prüfung 
unterbrechen, ohne daß dadurch die bis dahin erbrachten 
Leistungen berührt werden. 

(2) Unterbricht der Kandidat die Prüfung während des 
Laufes der Frist für die Ablieferung einer häuslichen schrift­
lichen Arbeit, so erhält er nach Wegfall des wichtigen Grun­
des eine entsprechende neue häusliche schriftliche Arbeit. 
Unterbricht er die Prüfung vor oder während der Anferti­
gung der kirchenrechtlichen Klausur, so bestimmt der Leiter 
des Theologischen Prüfungsamtes nach Wegfall des wichti­
gen Grundes einen neuen Termin zur Anfertigung der kir­
chenrechtlichen Klausur. Unterbricht der Kandidat die Prii­
fung vor oder während der mündlichen Prüfung, so nimmt 
er nach Wegfall des wichtigen Grundes zum nächsten Ter­
min an der mündlichen Prüfung teil. 

(3) Die Entscheidung über das Vorliegen des wichtigen 
Grundes trifft der Leiter des Theologischen Prüfungsamtes. 
Krankheit gilt nur dann als wichtiger Grund, wenn sie unver­
züglich durch ein amts- oder vertrauensärztliches Zeugnis 
nachgewiesen wird. Der Leiter des Theologischen Prüfungs­
amtes kann auf die Vorlage des ärztlichen Zeugnisses ver­
zichten, wenn offensichtlich ist, daß der Kandidat erkrankt 
ist. 

(4) Unterbricht der Kandidat die Prüfung, ohne daß ein 
wichtiger Grund vorliegt, so ist die Prüfung nicht bestanden. 

§ 20 

(1) Nach Abschluß der Prüfung kann der Kandidat in­
nerhalb eines Monats seine Prüfungsarbeiten, die Beurtei­
lungen und die Niederschrift über die mündliche Prüfung 
einsehen. Die Anfertigung von Abschriften ist zulässig, so-

weit der Kandidat ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
macht. Die Entscheidung trifft der Leiter des Theologischen 
Priifungsamtes. 

(2) Die Einsichtnahme gewährt das Theologische Prü­
fungsamt auf Antrag. Sie erfolgt in Anwesenheit eines vom 
Nordelbischen Kirchenamt bestimmten Mitarbeiters. 

§ 21 

(1) Der Kandidat kann während der Prüfung jederzeit 
Widerspruch mit der Begründung einlegen, daß gegen diese 
Priifungsordnung verstoßen worden sei. Über den Wider­
spruch entscheidet der Vorsitzende der Priifungskommis­
sion oder, falls dieser an derri beanstandeten Prüfungsvor­
gang beteiligt war, sein Stellvertreter noch vor Ende der Ge­
samtprüfung. Der Kandidat und die betroffenen Mitglieder 
der Prüfungskommission sind vorher zu hören. Wird dem 
Widerspruch nicht abgeholfen, steht dem Kandidaten das 
Recht der Beschwerde zu. 

(2) Entscheidungen, die eine Beurteilung von Prüfungs­
leistungen enthalten, können mit Ausnahme offenbarer 
Schreib- und Rechenfehler nicht abgeändert werden. 

(3) Die Beschwerde nach Abs. 1 ist beim Theologischen 
Prüfungsamt innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
der schriftlichen Mitteilung des Prüfungsergebnisses einzu­
legen. Sie kann auch unabhängig von einem Widerspruch er­
hoben werden. 

( 4) Gegen die Entscheidung des Theologischen Prü­
fungsamtes kann Klage beim Kirchengericht der Nordelbi­
schen Evangelisch-Lutherischen Kirche erhoben werden. 

§ 22 

Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. 

Kiel, den 16. Mai 1988 

Die Kirchenleitung 

D. Peter Kr u s c h e 

Bischof und Vorsitzender 

Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 

Nr.95 Satzung der Arbeitsgemeinschaft Bildung der 
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische 
Landeskirche). 

Vom 19. April 1988. (ABL S. 63) 

§ 1 

Die Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Lan­
deskirche) errichtet als rechtlich unselbständige Einrichtung 
die »Arbeitsgemeinschaft Bildung der Evangelischen Kirche 
der Pfalz«. 

§ 2 

Der Zweck der »Arbeitsgemeinschaft Bildung« ist die Be­
reitstellung öffentlicher Bildungsangebote vom evangeli­
schen Auftrag her. 

§ 3 

Der »Arbeitsgemeinschaft Bildung<< können beitreten: die 
auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung tätigen 

Kirchengemeinden 

Kirchenbezirke und 

gesamtkirchlichen Dienste sowie 

weitere evangelische Organisationen im Bereich der 
Landeskirche, die auf dem Gebiet der Erwachsenenbil­
dung tätig sind. 

§ 4 

Im Sinne eines bedarfsgerechten Angebots wird die Bil­
dungsarbeit zentral und dezentral durchgeführt. 

Die Veranstaltungen werden öffentlich angekündigt. 

§ 5 

(1) Die »Arbeitsgemeinschaft Bildung« wird durch einen 
Vorstand geleitet. 

Ihm gehören an: 

1. das für Erwachsenenbildung zuständige Mitglied des 
Landeskirchenrats als Vorsitzender, 
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2. der Landesbeauftragte für Erwachsenenbildung als stell­
vertretender Vorsitzender, 

3. der Vorsitzende der Hauptversammlung der Evangeli­
schen Erwachsenenbildung Pfalz (EEB), 

4. vier weitere, von der Hauptversammlung der Evangeli­
schen Erwachsenenbildung Pfalz zu wählende Mitglie­
der als Beisitzer, wobei die verschiedenen Kategorien 
der Mitglieder (§ 3) angemessen zu beriicksichtigen sind. 

Die Amtszeit des Vorstandes beträgt fünf Jahre. 

(2) Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Planung der Bildungsarbeit und Sorge für deren Durch-
führung, 

2. Beratung der Mitarbeiter und Referenten, 

3. Auswertung der Bildungsarbeit, 

4. Entsendung der Vertreter der »Arbeitsgemeinschaft Bil­
dung<< in die Beiräte für Weiterbildung der Landkreise 
bzw. kreisfreien Städte, 

5. Aufstellung des Finanzierungsplanes der Einrichtung 
und Verantwortlichkeit für die Durchführung des geneh­
migten Finanzplanes. 

(3) Der Vorstand kann Mitarbeiter der Geschäftsstelle 
und weitere sachkundige Personen zu seinen Beratungen 
hinzuziehen. 

( 4) Bei der Erfüllung seiner Aufgaben stehen dem Vor­
stand die Regionalreferenten der Evangelischen Erwachse­
nenbildung Pfalz als Pädagogische Mitarbeiter zur Verfü­
gung. Weitere Pädagogische Mitarbeiter können vom Vor­
stand eingesetzt werden. 

§ 6 

Der Landesbeauftragte für Erwachsenenbildung ist der 
geschäftsführende Leiter der »Arbeitsgemeinschaft Bil­
dung«; er bedient sich dabei der Geschäftsstelle der Evange­
lischen Erwachsenenbildung Pfalz. 

§ 7 

Der Vorstand der »Arbeitsgemeinschaft Bildung« kann zu 
seiner Unterstützung auf regionaler Ebene Bildungsaus­
schüsse berufen. 

Diese stellen den Bildungsbedarf in der Region fest und 
erarbeiten Vorschläge zur Abdeckung. 

Sie nehmen das Vorschlagsrecht zur Beschickung der 
Beiräte für Weiterbildung in den Landkreisen bzw. kreis­
freien Städten wahr. 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Nr.96 Durchführungsverordnung zum Kirchengesetz 
über den Datenschutz (Datenschutzdurchfüh­
rungsve'rordnung - DSDVO). 

Vom 15. März 1988 .. (KABI. S. 58) 

Aufgrund von § 11 Abs. 2 des Kirchengesetzes über den 
Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(DSG-EKD) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. November 1984 (ABI. EKD S. 507, 1985 S. 399) i. V. 
mit§ 3 der Notverordnung zur Anwendung des Kirchenge­
setzes der Evangelischen Kirche in Deutschland über den 
Datenschutz (Datenschutzordnung- DSO) vom 18. Januar 
1978 (KABI. S.15) wird folgende Durchführungsverord­
nung erlassen: 

§ 1 

Übersicht nach§ 1 Abs. 2 DSG-EKD 

Die Übersicht nach§ 1 Abs. 2 DSG-EKD wird vom Lan­
deskirchenamt geführt. 

§ 2 

Datenspeicherung 

Das Speichern und das Verändern personenbezogener 
Daten ist zulässig, wenn es zur Erfüllung der der speichern­
den Stelle obliegenden kirchlichen Aufgaben erforderlich ist. 
Werden Daten beim Betroffenen aufgrund einer Rechtsvor­
schrift erhoben, dann ist er auf diese, sonst auf die Freiwillig­
keit seiner Angaben hinzuweisen. 

§ 3 

Datenverarbeitung im Auftrag 

Für die nach § 3 Abs. 3 der Verordnung zum Kirchenge­
setz über den Datenschutz (VO DSG-EKD) vom 21. März 
1986 (ABI. EKD S.l17) erforderliche Genehmigung ist das 
Landeskirchenamt zuständig. Soweit es sich um kirchliche 
Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit 

handelt, die Mitglieder des Diakonischen Werkes sind, wird 
die Genehmigung im Einvernehmen mit dem Diakonischen 
Werk erteilt. Die Genehmigung zur Beauftragung des Re­
chenzentrums Ostwestfalen für Kirche und Diakonie e. V. 
(ROKD), des Rheinischen Rechenzentrums für Kirche und 
Diakonie GmbH (RKD) und des Rechenzentru1ps Volmar­
stein gilt als allgemein erteilt. 

§ 4 

Genehmigung der Datenübermittlung 

Für die Erteilung der Genehmigung einer Datenübermitt­
lung an Personen und andere Stellen (§ 4 Buchstabe cfvo 
DSG-EKD) ist das Landeskirchenamt zuständig. § 3 Satz 2 
gilt entsprechend. 

§ 5 

Verpflichtung der Mitarbeiter 

Die Verpflichtung der kirchlichen Mitarbeiter (§ 6 Abs. 3 
VO DSG-EKD) ist nach dem Formblatt der Anlage 1 *vor­
zunehmen. 

§ 6 

Aufsicht 

(1) Die Einhaltung des Datenschutzes wird, unbeschadet 
der allgemeinen Aufsicht durch das Landeskirchenamt, 
überwacht hinsichtlich des Aufgabenbereiches 

1. der Kirchengemeinden, der Gesamt- und Gemeindever­
bände vom Kreissynodalvorstand, 

2. der Kirchenkreise und der Kirchenkreisverbände vom 
Landeskirchenamt, 

3. der kirchlichen Werke und kirchlichen Einrichtungen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit von ihrem durch Kir­
chengesetz, durch Satzung, Vereinbarung oder Stiftungs­
urkunde für die Aufsicht bestimmten Organ. 

* hier nicht abgedruckt. 
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(2) Im landeskirchlichen Bereich.übt die Kirchenleitung 
die Aufsicht über die Einhaltung des Datenschutzes aus. 

§ 7 

Übersicht nach§ 4 Abs. 2 DSG-EKD 

(1) Die Übersicht nach§ 4 Abs. 2 DSG-EKD wird von 
den kirchlichen Behörden und sonstigen kirchlichen'Dienst­
stellen sowie von den kirchlichen Werken und Einrichtungen 
jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich nach dem Formblatt 
der Anlage 2* geführt. 

(2) Die aufsic~!fiihrende Stelle (§ 6 Abs. 1) ist berechtigt, 
sich die geführte Ubersichf vorlegen zu lassen. 

§ 8 

Rechtstellung des Beauftragten 
für den Datenschutz 

Der Beauftragte für den Datenschutz wird von der Kir- · 
chenleitung im Einvernehmen mit dem Vorstand des Diako­
nischen Werkes für die Dauer von vier Jahren berufen; Wie­
derberufung ist zulässig. Die Dienstaufsicht führt die Kir­
chenleitung. Die Berufung und der Dienstsitz sind im Kirch­
lichen Amtsblatt bekanntzugeben. 

§ 9 

Beanstandungen des Beauftragten 
für den Datenschutz 

Beanstandungen des Beauftragten für den Datenschutz 
(§ 10 DSG-EKD) richten sich an das Leitungsorgan derbe­
treffenden Körperschaft oder an die geschäftsführende 
Stelle des kirchlichen Werkes oder der kirchlichen Einrich­
tung bei gleichzeitiger Benachrichtigung der aufsiehtführen­
den Stelle (§ 6 Abs. 1) und des Landeskirchenamtes. 

§ 10 

Register der automatisch betriebenen Dateien 

Die Anmeldung der automatisch betriebenen Dateien 

* hier nicht abgedruckt. 

beim Beauftragten für den Datenschutz nach § 8 Abs. 3 
DSG-EKD durch die kirchlichen Stellen(§ 1 Abs. 1 DSG­
EKD) ist nach dem Formblatt der Anlage 2* vorzunehmen. 

§ 11 

Betriebsbeauftragte für den Datenschutz 

(1) § 7 Abs. 7 DSG-EKD findet auch auf kirchliche 
Werke und Einrichtungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
Anwendung, wenn sie nach Art und Umfang des Geschäfts­
betriebes nach betriebswirtschaftliehen Grundsätzen zu füh­
rensind. 

(2) Bestellung und Abberufung eines Betriebsbeauftrag­
ten für den Datenschutz sind schriftlich vorzunehmen und in 
geeigneter Form den Angehörigen des kirchlichen Werkes 
oder der kirchlichen Einrichtung bekanntzugeben sowie 
dem Beauftragten für den Datenschutz (§ 7 Abs. 1 DSG­
EKD) mitzuteilen. 

§ 12 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

(1) Das Landeskirchenamt kann Ausführungsbestim­
mungen erlassen. 

(2) Diese Verordnung tritt mit der Veröffentlichung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. Gleichzeitig tritt die Durch­
führungsverordnung zum Kirchengesetz über den Daten­
schutz vom 23. Januar 1979 (KABl. S. 44), geändert durch 
Verordnung vom 25. Juni 1979 (KABl. S. 138) außer Kraft. 

B i e l e f e l d , den 15. März 1988 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 

Markert 
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D. Mitteilungen aus dem Bund der Evangelischen 
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik 

und der Ökumene 

E. Staatliche Gesetze., 
Anordnungen und Entscheidungen 

Mitteilungen 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Erneute Übertragung der in der Ordination 
begründeten Rechte und Pflichten 

Nachdem die Kirchenleitung der Ev. Kirche in Berlin­
Brandenburg/DDR nicht widersprochen hat, ist von der 
Kirchenleitung der Ev. Kirche von Westfalen beschlossen 
worden, Frau Eva Guleiof gemäß § 70 des Pfarrerdienstge-

setzes der Ev. Kirche der Union die in der Ordination be­
gründeten Rechte und Pflichten erneut zu übertragen. 

B i e 1 e f e 1 d , den 1. Juni 1988 

Das Landeskirchenamt 

I. V 
Demmer 

I 
.~ 

I 
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